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VERORDNUNG (EU) 2022/1925 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 14. September 2022 

über bestreitbare und faire Märkte im digitalen Sektor und zur 
Änderung der Richtlinien (EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 

(Gesetz über digitale Märkte) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFS- 
BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Zweck dieser Verordnung ist es, zum reibungslosen Funktionie­
ren des Binnenmarkts beizutragen, indem harmonisierte Vorschriften 
festgelegt werden, die in der gesamten Union zum Nutzen von gewerb­
lichen Nutzern und Endnutzern für alle Unternehmen bestreitbare und 
faire Märkte im digitalen Sektor, auf denen Torwächter tätig sind, ge­
währleisten. 

(2) Diese Verordnung gilt für zentrale Plattformdienste, die Torwäch­
ter für in der Union niedergelassene gewerbliche Nutzer oder in der 
Union niedergelassene oder aufhältige Endnutzer bereitstellen oder an­
bieten, ungeachtet des Niederlassungsorts und Standorts der Torwächter 
und ungeachtet des sonstigen auf die Erbringung von Dienstleistungen 
anwendbaren Rechts. 

(3) Diese Verordnung gilt nicht für Märkte im Zusammenhang mit 

a) elektronischen Kommunikationsnetzen im Sinne des Artikels 2 Num­
mer 1 der Richtlinie (EU) 2018/1972; 

b) elektronischen Kommunikationsdiensten im Sinne des Artikels 2 
Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2018/1972, ausgenommen nummern­
unabhängige interpersonelle Kommunikationsdienste. 

(4) Was interpersonelle Kommunikationsdienste im Sinne des Arti­
kels 2 Nummer 5 der Richtlinie (EU) 2018/1972 betrifft, so berührt 
diese Verordnung nicht die Befugnisse und Zuständigkeiten, die den 
nationalen Regulierungsbehörden und anderen zuständigen Behörden 
nach Artikel 61 der genannten Richtlinie übertragen werden. 

(5) Um eine Fragmentierung des Binnenmarkts zu vermeiden, erle­
gen die Mitgliedstaaten Torwächtern keine weiteren Verpflichtungen im 
Wege von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf, um bestreitbare 
und faire Märkte zu gewährleisten. Diese Verordnung hindert die Mit­
gliedstaaten nicht daran, Unternehmen – einschließlich solcher, die zen­
trale Plattformdienste bereitstellen – für Angelegenheiten, die nicht in 
den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen, Verpflichtungen auf­
zuerlegen, sofern diese Verpflichtungen mit dem Unionsrecht vereinbar 
sind und nicht darauf zurückzuführen sind, dass die betreffenden Un­
ternehmen den Status eines Torwächters im Sinne dieser Verordnung 
haben. 

▼B
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(6) Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung der Artikel 101 
und 102 AEUV. Sie lässt auch die Anwendung der folgenden Vor­
schriften unberührt: 

a) nationaler Wettbewerbsvorschriften zum Verbot von wettbewerbs­
widrigen Vereinbarungen, Beschlüssen von Unternehmensvereini­
gungen, aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen und der miss­
bräuchlichen Ausnutzung einer beherrschenden Stellung, 

b) nationaler Wettbewerbsvorschriften, mit denen andere Formen ein­
seitiger Verhaltensweisen verboten werden, soweit sie auf andere 
Unternehmen als Torwächter angewandt werden oder Torwächtern 
damit weitere Verpflichtungen auferlegt werden, und 

c) der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates ( 1 ) und nationaler 
Fusionskontrollvorschriften. 

(7) Die nationalen Behörden erlassen keine Entscheidungen, die ei­
nem von der Kommission nach dieser Verordnung erlassenen Beschluss 
zuwiderlaufen. Die Kommission und die Mitgliedstaaten arbeiten eng 
zusammen und koordinieren ihre Durchsetzungsmaßnahmen auf der 
Grundlage der in den Artikeln 37 und 38 genannten Grundsätze. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Torwächter“ ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste be­
reitstellt und nach Artikel 3 benannt worden ist; 

2. „zentraler Plattformdienst“ die folgenden Dienste: 

a) Online-Vermittlungsdienste, 

b) Online-Suchmaschinen, 

c) Online-Dienste sozialer Netzwerke, 

d) Video-Sharing-Plattform-Dienste, 

e) nummernunabhängige interpersonelle Kommunikationsdienste, 

f) Betriebssysteme, 

g) Webbrowser, 

h) virtuelle Assistenten, 

i) Cloud-Computing-Dienste, 

j) Online-Werbedienste, einschließlich Werbenetzwerken, Werbe­
börsen und sonstiger Werbevermittlungsdienste, die von einem 
Unternehmen, das einen der unter den Buchstaben a bis i ge­
nannten zentralen Plattformdienste bereitstellt, bereitgestellt wer­
den; 

▼B 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 über die 
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen („EG-Fusionskontrollver­
ordnung“) (ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).
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3. „Dienst der Informationsgesellschaft“ einen Dienst im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535; 

4. „digitaler Sektor“ den Sektor der Produkte und Dienstleistungen, 
die durch Dienste der Informationsgesellschaft bereitgestellt wer­
den; 

5. „Online-Vermittlungsdienste“ Online-Vermittlungsdienste im Sinne 
des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2019/1150; 

6. „Online-Suchmaschine“ eine Online-Suchmaschine im Sinne des 
Artikels 2 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2019/1150; 

7. „Online-Dienst eines sozialen Netzwerks“ eine Plattform, auf der 
Endnutzer mit unterschiedlichen Geräten insbesondere durch Unter­
haltungen, Beiträge, Videos und Empfehlungen miteinander in Kon­
takt treten und kommunizieren sowie Inhalte teilen und andere 
Nutzer und Inhalte entdecken können; 

8. „Video-Sharing-Plattform-Dienst“ einen Video-Sharing-Plattform- 
Dienst im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe aa der Richt­
linie 2010/13/EU; 

9. „nummernunabhängiger interpersoneller Kommunikationsdienst“ ei­
nen nummernunabhängigen interpersonellen Kommunikationsdienst 
im Sinne des Artikels 2 Nummer 7 der Richtlinie (EU) 2018/1972; 

10. „Betriebssystem“ eine Systemsoftware, die die Grundfunktionen der 
Hardware oder Software steuert und die Ausführung von Software- 
Anwendungen ermöglicht; 

11. „Webbrowser“ eine Software-Anwendung, die Endnutzern den Zu­
griff auf und die Interaktion mit Web-Inhalten ermöglicht, die auf 
Servern gehostet werden, welche mit Netzwerken wie dem Internet 
verbunden sind, einschließlich eigenständiger Webbrowser sowie in 
Software integrierter oder eingebetteter oder vergleichbarer Web­
browser; 

12. „virtueller Assistent“ eine Software, die Aufträge, Aufgaben oder 
Fragen verarbeiten kann, auch aufgrund von Eingaben in Ton-, 
Bild- und Schriftform, Gesten oder Bewegungen, und die auf der 
Grundlage dieser Aufträge, Aufgaben oder Fragen den Zugang zu 
anderen Diensten ermöglicht oder angeschlossene physische Geräte 
steuert; 

13. „Cloud-Computing-Dienst“ einen Cloud-Computing-Dienst im 
Sinne des Artikels 4 Nummer 19 der Richtlinie (EU) 2016/1148 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ); 

14. „Geschäfte für Software-Anwendungen“ Online-Vermittlungsdiens­
te, durch die in erster Linie Software-Anwendungen als Produkt 
oder Dienstleistung vermittelt werden; 

▼B 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2016/1148 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. Juli 2016 über Maßnahmen zur Gewährleistung eines hohen gemeinsamen 
Sicherheitsniveaus von Netz- und Informationssystemen in der Union 
(ABl. L 194 vom 19.7.2016, S. 1).
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15. „Software-Anwendung“ ein digitales Produkt oder eine digitale 
Dienstleistung, das bzw. die über ein Betriebssystem genutzt wird; 

16. „Zahlungsdienst“ einen Zahlungsdienst im Sinne des Artikels 4 
Nummer 3 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

17. „technischer Dienst zur Unterstützung von Zahlungsdiensten“ einen 
Dienst im Sinne des Artikels 3 Buchstabe j der Richtlinie 
(EU) 2015/2366; 

▼C1 
18. „Zahlungssystem für in der Software-Anwendung integrierte Käufe“ 

eine Software-Anwendung, einen Dienst oder eine Benutzeroberflä­
che, die den Kauf digitaler Inhalte oder digitaler Dienste innerhalb 
einer Software-Anwendung, einschließlich Inhalten, Abonnements, 
Merkmalen oder Funktionen, und die Zahlungen für solche Käufe 
ermöglicht; 

▼B 
19. „Identifizierungsdienst“ einen Dienst, der zusammen mit oder zur 

Unterstützung von zentralen Plattformdiensten erbracht wird und 
unabhängig von der verwendeten Technologie eine Überprüfung 
der Identität von Endnutzern oder gewerblichen Nutzern ermöglicht; 

20. „Endnutzer“ eine natürliche oder juristische Person, die zentrale 
Plattformdienste nutzt und nicht als gewerblicher Nutzer auftritt; 

21. „gewerblicher Nutzer“ eine natürliche oder juristische Person, die 
im Rahmen einer geschäftlichen oder beruflichen Tätigkeit zentrale 
Plattformdienste zum Zweck oder im Zuge der Bereitstellung von 
Waren oder Dienstleistungen für Endnutzer nutzt; 

22. „Ranking“ die relative Hervorhebung von Waren und Dienstleis­
tungen, die über Online-Vermittlungsdienste, Online-Dienste sozia­
ler Netzwerke, Video-Sharing-Plattform-Dienste oder virtuelle As­
sistenten angeboten werden, oder die Relevanz, die den Suchergeb­
nissen von Online-Suchmaschinen mittels entsprechender Darstel­
lung, Organisation oder Kommunikation durch die Unternehmen, 
die Online-Vermittlungsdienste, Online-Dienste sozialer Netzwerke, 
Video-Sharing-Plattform-Dienste, virtuelle Assistenten oder Online- 
Suchmaschinen anbieten, zugemessen wird, unabhängig von den für 
diese Darstellung, Organisation oder Kommunikation verwendeten 
technischen Mitteln und unabhängig davon, ob nur ein einziges 
Ergebnis dargestellt oder kommuniziert wird; 

23. „Suchergebnisse“ alle Informationen in beliebigem Format, darunter 
in Text-, grafischer, gesprochener oder sonstiger Form, die als Ant­
wort auf eine Suchanfrage ausgegeben werden und sich auf diese 
beziehen, unabhängig davon, ob es sich bei den ausgegebenen In­
formationen um ein bezahltes oder ein unbezahltes Ergebnis, eine 
direkte Antwort oder ein Produkt, eine Dienstleistung oder eine 
Information handelt, das bzw. die in Verbindung mit den organi­
schen Ergebnissen angeboten oder zusammen mit diesen angezeigt 
wird oder teilweise oder vollständig in diese eingebettet ist; 

24. „Daten“ jegliche digitale Darstellung von Handlungen, Tatsachen 
oder Informationen sowie jegliche Zusammenstellung solcher Hand­
lungen, Tatsachen oder Informationen, auch in Form von Ton-, 
Bild- oder audiovisuellem Material; 

▼B
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25. „personenbezogene Daten“ personenbezogene Daten im Sinne des 
Artikels 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 2016/679; 

26. „nicht personenbezogene Daten“ Daten, bei denen es sich nicht um 
personenbezogene Daten handelt; 

27. „Unternehmen“ eine Einheit, die eine wirtschaftliche Tätigkeit aus­
übt, unabhängig von ihrer Rechtsform und der Art ihrer Finanzie­
rung, einschließlich aller verbundenen Unternehmen, die durch die 
unmittelbare oder mittelbare Kontrolle eines Unternehmens durch 
ein anderes Unternehmen eine Gruppe bilden; 

28. „Kontrolle“ die Möglichkeit, im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 bestimmenden Einfluss auf ein 
Unternehmen auszuüben; 

29. „Interoperabilität“ die Fähigkeit, Informationen auszutauschen und 
die über Schnittstellen oder andere Lösungen ausgetauschten Infor­
mationen beiderseitig zu nutzen, sodass alle Hardware- oder Soft­
warekomponenten mit anderer Hardware und Software auf die vor­
gesehene Weise zusammenwirken und bei Nutzern auf die vorgese­
hene Weise funktionieren; 

30. „Umsatz“ den von einem Unternehmen erzielten Umsatz im Sinne 
des Artikels 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004; 

31. „Profiling“ ein Profiling im Sinne des Artikels 4 Nummer 4 der 
Verordnung (EU) 2016/679; 

32. „Einwilligung“ eine Einwilligung im Sinne des Artikels 4 Num­
mer 11 der Verordnung (EU) 2016/679; 

33. „nationales Gericht“ ein Gericht eines Mitgliedstaats im Sinne des 
Artikels 267 AEUV. 

KAPITEL II 

TORWÄCHTER 

Artikel 3 

Benennung von Torwächtern 

(1) Ein Unternehmen wird als Torwächter benannt, wenn es 

a) erheblichen Einfluss auf den Binnenmarkt hat, 

b) einen zentralen Plattformdienst bereitstellt, der gewerblichen Nutzern 
als wichtiges Zugangstor zu Endnutzern dient, und 

c) hinsichtlich seiner Tätigkeiten eine gefestigte und dauerhafte Position 
innehat oder absehbar ist, dass es eine solche Position in naher 
Zukunft erlangen wird. 

(2) Es wird davon ausgegangen, dass ein Unternehmen die jeweiligen 
Anforderungen des Absatzes 1 erfüllt, wenn es 

a) in Bezug auf Absatz 1 Buchstabe a in jedem der vergangenen drei 
Geschäftsjahre in der Union einen Jahresumsatz von mindestens 
7,5 Mrd. EUR erzielt hat oder wenn seine durchschnittliche Markt­
kapitalisierung oder sein entsprechender Marktwert im vergangenen 
Geschäftsjahr mindestens 75 Mrd. EUR betrug und es in mindestens 
drei Mitgliedstaaten denselben zentralen Plattformdienst bereitstellt; 

▼B



 

02022R1925 — DE — 12.10.2022 — 000.001 — 7 

b) in Bezug auf Absatz 1 Buchstabe b einen zentralen Plattformdienst 
bereitstellt, der im vergangenen Geschäftsjahr mindestens 45 Millio­
nen in der Union niedergelassene oder aufhältige monatlich aktive 
Endnutzer und mindestens 10 000 in der Union niedergelassene jähr­
lich aktive gewerbliche Nutzer hatte, wobei die Ermittlung und Be­
rechnung gemäß der Methode und den Indikatoren im Anhang er­
folgt; 

c) in Bezug auf Absatz 1 Buchstabe c die unter Buchstabe b des vor­
liegenden Absatzes genannten Schwellenwerte in jedem der vergan­
genen drei Geschäftsjahre erreicht hat. 

(3) Wenn ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, 
alle in Absatz 2 genannten Schwellenwerte erreicht, teilt es dies der 
Kommission unverzüglich, in jedem Fall aber innerhalb von zwei Mo­
naten nach Erreichen der Schwellenwerte mit und übermittelt ihr die in 
Absatz 2 genannten einschlägigen Angaben. Die entsprechende Mittei­
lung muss die in Absatz 2 genannten einschlägigen Angaben für jeden 
zentralen Plattformdienst des Unternehmens enthalten, der die in Ab­
satz 2 Buchstabe b genannten Schwellenwerte erreicht. Erreicht ein 
weiterer zentraler Plattformdienst, der von dem zuvor als Torwächter 
benannten Unternehmen erbracht wird, die in Absatz 2 Buchstaben b 
und c genannten Schwellenwerte, so teilt das Unternehmen dies der 
Kommission innerhalb von zwei Monaten nach Erreichen dieser 
Schwellenwerte mit. 

Versäumt es das Unternehmen, das den zentralen Plattformdienst bereit­
stellt, die Kommission gemäß Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes 
zu benachrichtigen und innerhalb der von der Kommission in dem Aus­
kunftsverlangen gemäß Artikel 21 gesetzten Frist alle einschlägigen 
Angaben zu übermitteln, die die Kommission benötigt, um das betrof­
fene Unternehmen gemäß Absatz 4 des vorliegenden Artikels als Tor­
wächter zu benennen, so ist die Kommission dennoch berechtigt, das 
Unternehmen auf der Grundlage der ihr vorliegenden Angaben als Tor­
wächter zu benennen. 

Kommt das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, dem 
Auskunftsverlangen gemäß Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes 
nach oder werden die Informationen übermittelt nachdem die in jenem 
Unterabsatz genannte Frist abgelaufen ist, so wendet die Kommission 
das Verfahren nach Absatz 4 an. 

(4) Die Kommission benennt ein Unternehmen, das zentrale Platt­
formdienste bereitstellt und alle in Absatz 2 genannten Schwellenwerte 
erreicht, unverzüglich und spätestens innerhalb von 45 Arbeitstagen 
nach Erhalt der vollständigen Angaben nach Absatz 3 als Torwächter. 

(5) Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, kann 
im Rahmen seiner Mitteilung hinreichend substanziierte Argumente da­
für vorbringen, dass es in Anbetracht der Umstände, unter denen der 
betreffende zentrale Plattformdienst bereitgestellt wird, die in Absatz 1 
aufgeführten Anforderungen ausnahmsweise nicht erfüllt, obwohl es alle 
in Absatz 2 genannten Schwellenwerte erreicht. 

Ist die Kommission der Auffassung, dass die von dem Unternehmen, 
das zentrale Plattformdienste bereitstellt, gemäß Unterabsatz 1 vorge­
brachten Argumente nicht hinreichend substanziiert sind, weil sie die 
Vermutungen nach Absatz 2 dieses Artikels nicht eindeutig entkräften, 
so kann sie diese Argumente innerhalb der in Absatz 4 genannten Frist 
zurückweisen, ohne das Verfahren nach Artikel 17 Absatz 3 anzuwen­
den. 

▼B
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Bringt das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, sol­
che hinreichend substanziierten Argumente vor, die die Vermutungen 
nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels eindeutig entkräften, so kann 
die Kommission ungeachtet des Unterabsatzes 1 des vorliegenden Ab­
satzes innerhalb der in Absatz 4 dieses Artikels genannten Frist das 
Verfahren nach Artikel 17 Absatz 3 eröffnen. 

Kommt die Kommission zu dem Schluss, dass das Unternehmen, das 
zentrale Plattformdienste bereitstellt, nicht nachweisen konnte, dass die 
von ihm erbrachten einschlägigen zentralen Plattformdienste die Anfor­
derungen des Absatzes 1 des vorliegenden Artikels nicht erfüllen, so 
benennt sie dieses Unternehmen gemäß dem Verfahren nach Artikel 17 
Absatz 3 als Torwächter. 

(6) Der Kommission wird gemäß Artikel 49 die Befugnis übertragen, 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung durch Fest­
legung der Methode zu ergänzen, anhand deren bestimmt wird, ob die 
in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten quantitativen Schwel­
lenwerte erreicht sind, und um diese Methode bei Bedarf regelmäßig an 
Marktentwicklungen und technologische Entwicklungen anzupassen. 

(7) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 49 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung durch Aktuali­
sierung der Methode und der Liste der Indikatoren im Anhang zu än­
dern. 

(8) Die Kommission benennt jedes Unternehmen, das zentrale Platt­
formdienste bereitstellt und sämtliche in Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels genannten Anforderungen erfüllt, aber nicht jeden der in Ab­
satz 2 des vorliegenden Artikels genannten Schwellenwerte erreicht, 
nach dem Verfahren des Artikels 17 als Torwächter. 

Dafür berücksichtigt die Kommission einige oder alle der folgenden 
Aspekte, soweit sie für das betreffende Unternehmen, das zentrale Platt­
formdienste bereitstellt, relevant sind: 

a) die Größe dieses Unternehmens, einschließlich seines Umsatzes, sei­
ner Marktkapitalisierung, seiner Tätigkeiten und seiner Position, 

b) die Zahl der gewerblichen Nutzer, die den zentralen Plattformdienst 
nutzen, um Endnutzer zu erreichen, und die Zahl der Endnutzer, 

c) Netzwerkeffekte und Datenvorteile, insbesondere im Zusammenhang 
mit dem Zugang des Unternehmens zu personenbezogenen und nicht 
personenbezogenen Daten und deren Erhebung sowie Analysefähig­
keiten, 

d) etwaige Skalen- und Verbundeffekte, von denen das Unternehmen 
profitiert, auch in Bezug auf Daten und gegebenenfalls auf seine 
Tätigkeiten außerhalb der Union, 

e) die Bindung von gewerblichen Nutzern und Endnutzern, einschließ­
lich Kosten für einen Wechsel und Verhaltensverzerrungen, die die 
Fähigkeit von gewerblichen Nutzern und Endnutzern zum Wechsel 
oder zur Parallelverwendung mehrerer Dienste einschränken, 

f) eine konglomeratsartige Unternehmensstruktur oder vertikale Integra­
tion des Unternehmens, die es ihm beispielsweise ermöglicht, Quer­
subventionen vorzunehmen, Daten aus verschiedenen Quellen zu­
sammenzuführen oder seine Position zu seinem Vorteil zu nutzen, 
oder 

▼B
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g) sonstige strukturelle Geschäfts- oder Dienstmerkmale. 

Bei ihrer Bewertung nach diesem Absatz trägt die Kommission auch der 
absehbaren Entwicklung in Bezug auf die in Unterabsatz 2 aufgeführten 
Aspekte Rechnung, einschließlich etwaiger geplanter Zusammenschlüs­
se, an denen ein weiteres Unternehmen beteiligt ist, das zentrale Platt­
formdienste oder andere Dienste im digitalen Sektor bereitstellt oder die 
Erhebung von Daten ermöglicht. 

Wenn ein Unternehmen, das einen zentralen Plattformdienst bereitstellt 
und die in Absatz 2 genannten quantitativen Schwellenwerte nicht er­
reicht, den von der Kommission angeordneten Untersuchungsmaßnah­
men nicht hinreichend nachkommt und dieser Verstoß andauert, nach­
dem das Unternehmen aufgefordert wurde, den Maßnahmen innerhalb 
einer angemessenen Frist nachzukommen und dazu Stellung zu nehmen, 
darf die Kommission das Unternehmen auf der Grundlage der ihr vor­
liegenden Informationen als Torwächter benennen. 

(9) Bei jedem Unternehmen, das gemäß Absatz 4 oder 8 als Tor­
wächter benannt wurde, führt die Kommission im Benennungsbeschluss 
die einschlägigen zentralen Plattformdienste auf, die von dem Unterneh­
men bereitgestellt werden und für sich genommen gemäß Absatz 1 
Buchstabe b gewerblichen Nutzern als wichtiges Zugangstor zu Endnut­
zern dienen. 

(10) Der Torwächter muss die in den Artikeln 5, 6 und 7 genannten 
Verpflichtungen spätestens sechs Monate, nachdem einer seiner zentra­
len Plattformdienste im Benennungsbeschluss nach Absatz 9 des vor­
liegenden Artikels aufgeführt wurde, erfüllen. 

Artikel 4 

Überprüfung des Torwächter-Status 

(1) Die Kommission kann auf Antrag oder von Amts wegen jederzeit 
einen nach Artikel 3 erlassenen Benennungsbeschluss überprüfen, än­
dern oder aufheben, 

a) wenn sich der Sachverhalt, auf den sich der Benennungsbeschluss 
stützte, in einem wesentlichen Punkt geändert hat oder 

b) wenn der Benennungsbeschluss auf unvollständigen, unrichtigen 
oder irreführenden Angaben beruhte. 

(2) Die Kommission überprüft regelmäßig, mindestens jedoch alle 
drei Jahre, ob die Torwächter die in Artikel 3 Absatz 1 genannten 
Anforderungen nach wie vor erfüllen. Diese Überprüfung prüft, ob 
die Liste der zentralen Plattformdienste des Torwächters, die jeweils 
für sich genommen gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b gewerb­
lichen Nutzern als wichtiges Zugangstor zu Endnutzern dienen, geändert 
werden muss. Diese Überprüfungen haben keine aufschiebende Wir­
kung auf die Verpflichtungen des Torwächters. 

Die Kommission überprüft außerdem mindestens einmal jährlich, ob 
neue Unternehmen, die zentrale Plattformdienste bereitstellen, die ge­
nannten Anforderungen erfüllen. 

Stellt die Kommission anhand der Überprüfungen nach Unterabsatz 1 
fest, dass sich der Sachverhalt, auf den sich die Benennung der Unter­
nehmen, die zentrale Plattformdienste bereitstellen, als Torwächter stütz­
te, geändert hat, so erlässt sie einen Beschluss zur Bestätigung, Ände­
rung oder Aufhebung des Benennungsbeschlusses. 

▼B
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(3) Die Kommission veröffentlicht und aktualisiert laufend eine Liste 
der Torwächter und die Liste der zentralen Plattformdienste, in Bezug 
auf welche die Torwächter die in Kapitel III genannten Verpflichtungen 
einhalten müssen. 

KAPITEL III 

UNFAIRE ODER DIE BESTREITBARKEIT BESCHRÄNKENDE 
PRAKTIKEN VON TORWÄCHTERN 

Artikel 5 

Verpflichtungen von Torwächtern 

(1) Der Torwächter hält alle Verpflichtungen nach diesem Artikel in 
Bezug auf jeden seiner zentralen Plattformdienste ein, die im Benen­
nungsbeschluss nach Artikel 3 Absatz 9 aufgeführt sind. 

(2) Der Torwächter darf 

a) personenbezogene Daten von Endnutzern, die Dienste Dritter nutzen, 
welche zentrale Plattformdienste des Torwächters in Anspruch neh­
men, nicht zum Zweck des Betriebs von Online-Werbediensten ver­
arbeiten, 

b) personenbezogene Daten aus dem betreffenden zentralen Plattform­
dienst nicht mit personenbezogenen Daten aus weiteren zentralen 
Plattformdiensten oder aus anderen vom Torwächter bereitgestellten 
Diensten oder mit personenbezogenen Daten aus Diensten Dritter 
zusammenführen, 

c) personenbezogene Daten aus dem betreffenden zentralen Plattform­
dienst nicht in anderen vom Torwächter getrennt bereitgestellten 
Diensten, einschließlich anderer zentraler Plattformdienste, weiterver­
wenden und umgekehrt und 

d) Endnutzer nicht in anderen Diensten des Torwächters anmelden, um 
personenbezogene Daten zusammenzuführen, 

außer wenn dem Endnutzer die spezifische Wahl gegeben wurde und er 
im Sinne des Artikels 4 Nummer 11 und des Artikels 7 der Verordnung 
(EU) 2016/679 eingewilligt hat. 

Wurde die für die Zwecke des Unterabsatz 1 gegebene Einwilligung 
vom Endnutzer verweigert oder widerrufen, so darf der Torwächter sein 
Ersuchen um Einwilligung für denselben Zweck innerhalb eines Jahres 
nicht mehr als einmal wiederholen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Möglichkeit des Torwächters, sich ge­
gebenenfalls auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben c, d und e der Ver­
ordnung (EU) 2016/679 zu berufen. 

(3) Der Torwächter darf die gewerbliche Nutzer nicht daran hindern, 
Endnutzern dieselben Produkte oder Dienstleistungen über Online-Ver­
mittlungsdienste Dritter oder über ihre eigenen direkten Online-Ver­
triebskanäle zu anderen Preisen oder Bedingungen anzubieten als über 
die Online-Vermittlungsdienste des Torwächters. 
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(4) ►C1 Der Torwächter gibt gewerblichen Nutzern die Möglich­
keit, Angebote gegenüber Endnutzern, die über seinen zentralen Platt­
formdienst oder über andere Kanäle akquiriert wurden, kostenlos zu 
kommunizieren und zu bewerben ◄ – auch zu anderen Bedingungen – 
und mit diesen Endnutzern Verträge zu schließen, unabhängig davon, ob 
sie zu diesem Zweck die zentralen Plattformdienste des Torwächters 
nutzen. 

(5) Der Torwächter gibt Endnutzern die Möglichkeit, über seine zen­
tralen Plattformdienste durch Nutzung der Software-Anwendung eines 
gewerblichen Nutzers auf Inhalte, Abonnements, Funktionen oder an­
dere Elemente zuzugreifen und diese zu nutzen, auch wenn diese End­
nutzer diese Elemente bei dem betreffenden gewerblichen Nutzer ohne 
Nutzung der zentralen Plattformdienste des Torwächters erworben ha­
ben. 

(6) Der Torwächter darf gewerbliche Nutzer oder Endnutzer nicht 
direkt oder indirekt daran hindern, einer zuständigen Behörde, ein­
schließlich nationaler Gerichte, eine etwaige Nichteinhaltung des ein­
schlägigen Unionsrechts oder nationalen Rechts durch den Torwächter 
im Zusammenhang mit den Praktiken des Torwächters mitzuteilen, oder 
sie in dieser Hinsicht einschränken. Dies berührt nicht das Recht von 
gewerblichen Nutzern und Torwächtern, in ihren Vereinbarungen die 
Nutzungsbedingungen von Mechanismen für die Behandlung von recht­
mäßigen Beschwerden festzulegen. 

(7) Der Torwächter darf von Endnutzern oder gewerblichen Nutzern 
nicht verlangen, dass sie einen Identifizierungsdienst, eine Webbrowser- 
Engine oder einen Zahlungsdienst, oder technische Dienste zur Unter­
stützung der Erbringung von Zahlungsdiensten, beispielsweise Zah­
lungssysteme für in der Software-Anwendung integrierte Käufe, des 
Torwächters im Zusammenhang mit Diensten, die von den gewerblichen 
Nutzern, die zentrale Plattformdienste des Torwächters nutzen, erbracht 
werden, nutzen bzw. – im Falle von gewerblichen Nutzern – nutzen, 
anbieten oder mit ihnen interoperieren. 

(8) Der Torwächter darf von gewerblichen Nutzern oder Endnutzern 
nicht verlangen, dass sie weitere zentrale Plattformdienste, die im Be­
nennungsbeschluss nach Artikel 3 Absatz 9 aufgeführt sind oder die die 
in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten Schwellenwerte erreichen, 
abonnieren oder sich bei diesen registrieren, um gemäß dem genannten 
Artikel aufgeführte zentrale Plattformdienste des Torwächters nutzen, 
darauf zugreifen, sich bei diesen anmelden oder sich bei diesen regis­
trieren zu können. 

(9) Der Torwächter gibt jedem Werbetreibenden, für den er Online- 
Werbedienste erbringt, oder von Werbetreibenden bevollmächtigten 
Dritten auf Anfrage des Werbetreibenden hin täglich kostenlos Auskunft 
über jede vom Werbetreibenden geschaltete Anzeige, und zwar über 

a) die vom Werbetreibenden gezahlten Preise und Gebühren, ein­
schließlich etwaiger Abzüge und Aufschläge, für jede der vom Tor­
wächter bereitgestellten einschlägigen Online-Werbedienste, 

b) die vom Herausgeber erhaltene Vergütung, einschließlich etwaiger 
Abzüge und Aufschläge, vorbehaltlich der Zustimmung des Heraus­
gebers, und 

c) die Kennzahlen, anhand deren die einzelnen Preise, Gebühren und 
Vergütungen berechnet werden. 
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Stimmt ein Herausgeber der Weitergabe von Informationen über die 
erhaltene Vergütung gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe b nicht zu, so 
gibt der Torwächter jedem Werbetreibenden kostenlos Auskunft über 
die durchschnittliche tägliche Vergütung, die dieser Herausgeber für 
die betreffenden Anzeigen erhält, einschließlich etwaiger Abzüge und 
Aufschläge. 

(10) Der Torwächter gibt jedem Herausgeber, für den er Online-Wer­
bedienste erbringt, oder von Herausgebern bevollmächtigten Dritten auf 
Anfrage des Herausgebers hin täglich kostenlos Auskunft über jede auf 
dem Inventar des Herausgebers angezeigte Anzeige, und zwar über 

a) die vom Herausgeber erhaltene Vergütung und die von ihm gezahl­
ten Gebühren, einschließlich etwaiger Abzüge und Aufschläge, für 
jede der vom Torwächter bereitgestellten einschlägigen Online-Wer­
bedienste, 

b) den vom Werbetreibendem gezahlten Preis, einschließlich etwaiger 
Abzüge und Aufschläge, vorbehaltlich der Zustimmung des Wer­
betreibenden, und 

c) die Kennzahlen, anhand dessen die einzelnen Preise und Vergütun­
gen berechnet werden. 

Stimmt ein Werbetreibender der Weitergabe von Informationen nicht zu, 
so gibt der Torwächter jedem Herausgeber kostenlos Auskunft über den 
durchschnittlichen täglichen Preis, den dieser Werbetreibende für die 
betreffenden Anzeigen zahlt, einschließlich etwaiger Abzüge und Auf­
schläge. 

Artikel 6 

Verpflichtungen von Torwächtern, die möglicherweise noch durch 
Artikel 8 näher ausgeführt werden 

(1) Der Torwächter hält alle Verpflichtungen nach diesem Artikel in 
Bezug auf jeden seiner zentralen Plattformdienste ein, die im Benen­
nungsbeschluss nach Artikel 3 Absatz 9 aufgeführt sind. 

(2) Der Torwächter darf im Wettbewerb mit gewerblichen Nutzern 
keine nicht öffentlich zugänglichen Daten verwenden, die von diesen 
gewerblichen Nutzern im Zusammenhang mit der Nutzung der betref­
fenden zentralen Plattformdienste oder der zusammen mit den betref­
fenden zentralen Plattformdiensten oder zu deren Unterstützung erbrach­
ten Dienste generiert oder bereitgestellt werden, einschließlich der von 
den Kunden dieser gewerblichen Nutzer generierten oder bereitgestellten 
Daten. 

Für die Zwecke des Unterabsatzes 1 umfassen die nicht öffentlich zu­
gänglichen Daten alle von gewerblichen Nutzern generierten aggregier­
ten und nichtaggregierten Daten, die aus den kommerziellen Tätigkeiten 
gewerblicher Nutzer oder ihrer Kunden auf den betreffenden zentralen 
Plattformdiensten oder auf Diensten, die zusammen mit den betreffen­
den zentralen Plattformdiensten des Torwächters oder zu deren Unter­
stützung erbracht werden, abgeleitet oder durch diese erhoben werden 
können, einschließlich Klick-, Anfrage-, Ansichts- und Sprachdaten. 

(3) Der Torwächter gestattet es Endnutzern und ermöglicht es ihnen 
technisch, Software-Anwendungen auf dem Betriebssystem des Tor­
wächters auf einfache Weise zu deinstallieren; dies gilt unbeschadet 
der Möglichkeit des Torwächters, die Deinstallation von Software-An­
wendungen zu beschränken, die für das Funktionieren des Betriebssys­
tems oder des Geräts unabdingbar sind und die aus technischen Grün­
den nicht von Dritten eigenständig angeboten werden können. 
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Der Torwächter gestattet es Endnutzern und ermöglicht es ihnen tech­
nisch, Standardeinstellungen des Betriebssystems, virtuellen Assistenten 
und Webbrowsers des Torwächters, die Endnutzer zu vom Torwächter 
angebotenen Produkten oder Dienstleistungen leiten oder lenken, auf 
einfache Weise zu ändern. Dazu gehört, dass Endnutzer bei der ersten 
Nutzung einer Online-Suchmaschine, eines virtuellen Assistenten oder 
eines Webbrowsers des Torwächters, die bzw. der im Benennungs­
beschluss nach Artikel 3 Absatz 9 aufgeführt sind, aufgefordert werden, 
aus einer Liste der wesentlichen verfügbaren Diensteanbieter die Online- 
Suchmaschine, den virtuellen Assistenten oder den Webbrowser, auf die 
bzw. den das Betriebssystem des Torwächters Nutzer standardmäßig 
leitet oder lenkt, sowie die Online-Suchmaschine, auf die der virtuelle 
Assistent und der Webbrowser des Torwächters Nutzer standardmäßig 
leitet oder lenkt, auszuwählen. 

(4) Der Torwächter gestattet es und ermöglicht es technisch, Soft­
ware-Anwendungen Dritter und von Dritten betriebene Geschäfte für 
Software-Anwendungen, die sein Betriebssystem nutzen oder mit die­
sem interoperieren, zu installieren und effektiv zu nutzen und auf diese 
Software-Anwendungen bzw. Geschäfte für Software-Anwendungen auf 
anderem Wege als über die betreffenden zentralen Plattformdienste des 
Torwächters zuzugreifen. Der Torwächter darf gegebenenfalls nicht ver­
hindern, dass die heruntergeladenen Software-Anwendungen Dritter 
oder von Dritten betriebenen Geschäfte für Software-Anwendungen 
Endnutzer auffordern, zu entscheiden, ob sie die heruntergeladene Soft­
ware-Anwendung oder das heruntergeladene Geschäft für Software-An­
wendungen als Standard festlegen wollen. Der Torwächter muss es 
Endnutzern, die beschließen, die heruntergeladene Software-Anwendung 
oder das heruntergeladene Geschäft für Software-Anwendungen als 
Standard festzulegen, technisch ermöglichen, diese Änderung auf ein­
fache Weise vorzunehmen. 

Der Torwächter wird nicht daran gehindert, Maßnahmen zu ergreifen, 
soweit sie unbedingt erforderlich und angemessen sind, um sicherzustel­
len, dass Software-Anwendungen Dritter oder von Dritten betriebene 
Geschäfte für Software-Anwendungen die Integrität der vom Torwächter 
bereitgestellten Hardware oder des vom Torwächter bereitgestellten Be­
triebssystems nicht gefährden, sofern die Maßnahmen vom Torwächter 
hinreichend begründet werden. 

Darüber hinaus wird der Torwächter nicht daran gehindert, Maßnahmen 
und Einstellungen, die keine Standardeinstellungen sind, vorzunehmen, 
soweit sie unbedingt erforderlich und angemessen sind, die es Endnut­
zern ermöglichen, die Sicherheit in Bezug auf Software-Anwendungen 
Dritter oder von Dritten betriebene Geschäfte für Software-Anwendun­
gen wirksam zu schützen, sofern die Maßnahmen und Einstellungen 
keine Standardeinstellungen sind und vom Torwächter hinreichend be­
gründet werden. 

(5) Der Torwächter darf von ihm selbst angebotene Dienstleistungen 
und Produkte beim Ranking sowie bei der damit verbundenen Indexie­
rung und dem damit verbundenen Auffinden gegenüber ähnlichen 
Dienstleistungen oder Produkten eines Dritten nicht bevorzugen. Der 
Torwächter muss das Ranking anhand transparenter, fairer und diskri­
minierungsfreier Bedingungen vornehmen. 

(6) Der Torwächter darf die Möglichkeiten der Endnutzer, zwischen 
verschiedenen Software-Anwendungen und Diensten, auf die über die 
zentralen Plattformdienste des Torwächters zugegriffen wird, zu wech­
seln oder solche zu abonnieren, weder technisch noch anderweitig be­
schränken; dies gilt auch für die Wahl der Internetzugangsdienste für 
Endnutzer. 
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(7) Der Torwächter ermöglicht Diensteanbietern und Anbietern von 
Hardware kostenlos wirksame Interoperabilität mit – und Zugang für 
Zwecke der Interoperabilität zu – denselben über das Betriebssystem 
oder den virtuellen Assistenten, das bzw. der im Benennungsbeschluss 
nach Artikel 3 Absatz 9 aufgeführt ist, zugegriffenen oder gesteuerten 
Hardware- und Software-Funktionen, die für die vom Torwächter bereit­
gestellten Dienste oder die von ihm bereitgestellte Hardware zur Ver­
fügung stehen. Darüber hinaus ermöglicht der Torwächter gewerblichen 
Nutzern und alternativen Anbietern von Diensten, die zusammen mit 
zentralen Plattformdiensten oder zu deren Unterstützung erbracht wer­
den, kostenlos wirksame Interoperabilität mit – und Zugang für Zwecke 
der Interoperabilität zu – denselben Betriebssystem-, Hardware- oder 
Software-Funktionen, die der Torwächter bei der Erbringung solcher 
Dienste zur Verfügung hat oder verwendet, unabhängig davon, ob die 
Funktionen Teil des Betriebssystems sind. 

Der Torwächter wird nicht daran gehindert, unbedingt erforderliche und 
angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass die 
Integrität des Betriebssystems, des virtuellen Assistenten, der Hardware 
oder der Software-Funktionen, die vom Torwächter bereitgestellt wer­
den, durch Interoperabilität nicht beeinträchtigt werden, sofern der Tor­
wächter solche Maßnahmen hinreichend begründet. 

(8) Der Torwächter gewährt Werbetreibenden und Herausgebern so­
wie von Werbetreibenden und Herausgebern beauftragten Dritten auf 
ihren Antrag hin kostenlos Zugang zu seinen Instrumenten zur Leis­
tungsmessung und zu den Daten, die sie benötigen, um ihre eigene 
unabhängige Überprüfung des Werbeinventars vorzunehmen, einschließ­
lich aggregierter und nichtaggregierter Daten. Diese Daten werden so 
bereitgestellt, dass Werbetreibende und Herausgeber ihre eigenen Über­
prüfungs- und Messinstrumente einsetzen können, um die Leistung der 
von den Torwächtern bereitgestellten zentralen Plattformdienste zu be­
werten. 

(9) Der Torwächter ermöglicht Endnutzern und von ihnen beauftrag­
ten Dritten auf ihren Antrag hin kostenlos die effektive Übertragbarkeit 
der Daten, die vom Endnutzer bereitgestellt oder durch die Tätigkeit des 
Endnutzers im Zusammenhang mit der Nutzung des betreffenden zen­
tralen Plattformdienstes generiert werden, auch indem kostenlos Instru­
mente bereitgestellt werden, die die effektive Nutzung dieser Datenüber­
tragbarkeit erleichtern, und indem unter anderem ein permanenter Echt­
zeitzugang zu diesen Daten gewährleistet wird. 

(10) Der Torwächter gewährt gewerblichen Nutzern und von einem 
gewerblichen Nutzer zugelassenen Dritten auf ihren Antrag hin kosten­
los einen effektiven, hochwertigen und permanenten Echtzeitzugang zu 
aggregierten und nichtaggregierten Daten, einschließlich personenbezo­
gener Daten, die im Zusammenhang mit der Nutzung der betreffenden 
zentralen Plattformdienste oder von Diensten, die zusammen mit den 
betreffenden zentralen Plattformdiensten oder zu deren Unterstützung 
erbracht werden, durch diese gewerblichen Nutzer und die Endnutzer, 
die die Produkte oder Dienstleistungen dieser gewerblichen Nutzer in 
Anspruch nehmen, bereitgestellt oder generiert werden, und ermöglicht 
die Nutzung solcher Daten. In Bezug auf personenbezogene Daten darf 
der Torwächter diesen Zugang zu den und die Nutzung von personen­
bezogenen Daten nur dann gewähren bzw. ermöglichen, wenn sie un­
mittelbar mit der Nutzung der vom betreffenden gewerblichen Nutzer 
über den betreffenden zentralen Plattformdienst angebotenen Produkte 
oder Dienstleistungen durch die Endnutzer im Zusammenhang stehen 
und sofern die Endnutzer einer solchen Weitergabe durch eine Einwil­
ligung zustimmt. 
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(11) Der Torwächter gewährt Drittunternehmen, die Online-Such­
maschinen bereitstellen, auf ihren Antrag hin zu fairen, zumutbaren 
und diskriminierungsfreien Bedingungen Zugang zu Ranking-, Anfra­
ge-, Klick- und Ansichtsdaten in Bezug auf unbezahlte und bezahlte 
Suchergebnisse, die von Endnutzern über seine Online-Suchmaschinen 
generiert werden. Alle derartigen Anfrage-, Klick- und Ansichtsdaten, 
bei denen es sich um personenbezogene Daten handelt, werden anony­
misiert. 

(12) Der Torwächter wendet für den Zugang gewerblicher Nutzer zu 
seinen im Benennungsbeschluss nach Artikel 3 Absatz 9 aufgeführten 
Geschäften für Software-Anwendungen, Online-Suchmaschinen und 
Online-Diensten sozialer Netzwerke faire, zumutbare und diskriminie­
rungsfreie allgemeine Bedingungen an. 

Zu diesem Zweck veröffentlicht der Torwächter allgemeine Zugangs­
bedingungen, einschließlich eines alternativen Streitbeilegungsmechanis­
mus. 

Die Kommission prüft, ob die veröffentlichten allgemeinen Zugangs­
bedingungen dem vorliegenden Absatz entsprechen. 

(13) Die allgemeinen Bedingungen des Torwächters für die Kündi­
gung eines zentralen Plattformdienstes dürfen nicht unverhältnismäßig 
sein. Der Torwächter stellt sicher, dass die Kündigungsbedingungen 
ohne übermäßige Schwierigkeiten eingehalten werden können. 

Artikel 7 

Verpflichtung von Torwächtern zur Interoperabilität 
nummernunabhängiger interpersoneller Kommunikationsdienste 

(1) Erbringt ein Torwächter nummernunabhängige interpersonelle 
Kommunikationsdienste, die im Benennungsbeschluss nach Artikel 3 
Absatz 9 aufgeführt sind, so sorgt er für die Interoperabilität der grund­
legenden Funktionen seiner nummernunabhängigen interpersonellen 
Kommunikationsdienste mit den nummernunabhängigen interpersonel­
len Kommunikationsdiensten anderer Anbieter, die solche Dienste in 
der Union anbieten oder anzubieten beabsichtigen, indem er auf Antrag 
kostenlos die im Sinne der Interoperabilität erforderlichen technischen 
Schnittstellen oder ähnliche Lösungen bereitstellt. 

(2) Der Torwächter sorgt, wenn er diese Funktionen für die eigenen 
Endnutzer selbst bereitstellt, zumindest für die Interoperabilität der fol­
genden grundlegenden Funktionen nach Absatz 1: 

a) im Anschluss an die Aufführung im Benennungsbeschluss nach Ar­
tikel 3 Absatz 9: 

i) Ende-zu-Ende-Textnachrichten zwischen zwei einzelnen Endnut­
zern; 

ii) Austausch von Bildern, Sprachnachrichten, Videos und anderen 
angehängten Dateien bei der Ende-zu-Ende-Kommunikation zwi­
schen zwei einzelnen Endnutzern; 
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b) innerhalb von zwei Jahren nach der Benennung: 

i) Ende-zu-Ende-Textnachrichten innerhalb von Gruppen einzelner 
Endnutzer; 

ii) Austausch von Bildern, Sprachnachrichten, Videos und anderen 
angehängten Dateien bei der Ende-zu-Ende-Kommunikation zwi­
schen einer Gruppenunterhaltung und einem einzelnen Endnutzer; 

c) innerhalb von vier Jahren nach der Benennung: 

i) Ende-zu-Ende-Sprachanrufe zwischen zwei einzelnen Endnut­
zern; 

ii) Ende-zu-Ende-Videoanrufe zwischen zwei einzelnen Endnutzern; 

iii) Ende-zu-Ende-Sprachanrufe zwischen einer Gruppenunterhaltung 
und einem einzelnen Endnutzer; 

iv) Ende-zu-Ende-Videoanrufe zwischen einer Gruppenunterhaltung 
und einem einzelnen Endnutzer. 

(3) Das Sicherheitsniveau, gegebenenfalls einschließlich der Ende-zu- 
Ende-Verschlüsselung, das der Torwächter seinen eigenen Endnutzern 
bietet, muss bei allen interoperablen Diensten beibehalten werden. 

(4) Der Torwächter veröffentlicht ein Referenzangebot mit den tech­
nischen Einzelheiten und allgemeinen Bedingungen für die Interopera­
bilität mit seinen nummernunabhängigen interpersonellen Kommunika­
tionsdiensten, einschließlich der erforderlichen Einzelheiten zum Sicher­
heitsniveau und zur Ende-zu-Ende-Verschlüsselung. Der Torwächter 
veröffentlicht dieses Referenzangebot innerhalb der in Artikel 3 Ab­
satz 10 festgelegten Frist und aktualisiert es erforderlichenfalls. 

(5) Nach der Veröffentlichung des Referenzangebots gemäß Absatz 4 
kann jeder Anbieter nummernunabhängiger interpersoneller Kommuni­
kationsdienste, der solche Dienste in der Union anbietet oder anzubieten 
beabsichtigt, Interoperabilität mit den vom Torwächter erbrachten num­
mernunabhängigen interpersonellen Kommunikationsdiensten beantra­
gen. Ein solcher Antrag kann sich auf einige oder alle der in Absatz 2 
aufgeführten grundlegenden Funktionen erstrecken. Der Torwächter 
kommt jedem zumutbaren Antrag auf Interoperabilität innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang des Antrags nach, indem er die beantragten 
grundlegenden Funktionen bereitstellt. 

(6) Die Kommission kann die Fristen für die Einhaltung der Ver­
pflichtungen nach Absatz 2 oder 5 auf begründeten Antrag des Tor­
wächters ausnahmsweise verlängern, wenn der Torwächter nachweist, 
dass dies zur Gewährleistung wirksamer Interoperabilität und zur Auf­
rechterhaltung des erforderlichen Sicherheitsniveaus, gegebenenfalls ein­
schließlich Ende-zu-Ende-Verschlüsselung, erforderlich ist. 

(7) Den Endnutzern der nummernunabhängigen interpersonellen 
Kommunikationsdienste des Torwächters und des antragstellenden An­
bieters nummernunabhängiger interpersoneller Kommunikationsdienste 
bleibt freigestellt, ob sie sich für die Nutzung der interoperablen grund­
legenden Funktionen, die der Torwächter gemäß Absatz 1 bereitstellen 
kann, entscheiden. 
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(8) Nur diejenigen personenbezogenen Daten von Endnutzern, die für 
wirksame Interoperabilität unbedingt erforderlich sind, werden vom Tor­
wächter erhoben und mit dem Anbieter nummernunabhängiger interper­
soneller Kommunikationsdienste, der einen Antrag auf Interoperabilität 
stellt, ausgetauscht. Bei der Erhebung und dem Austausch der personen­
bezogenen Daten von Endnutzern sind die Verordnung (EU) 2016/679 
und die Richtlinie 2002/58/EG vollumfänglich einzuhalten. 

(9) Der Torwächter wird nicht daran gehindert, Maßnahmen zu er­
greifen, um sicherzustellen, dass Dritte, die nummernunabhängige inter­
personelle Kommunikationsdienste erbringen und Interoperabilität be­
antragen, die Integrität, die Sicherheit und den Schutz der Privatsphäre 
seiner Dienste nicht gefährden, sofern diese Maßnahmen unbedingt er­
forderlich und angemessen sind und vom Torwächter hinreichend be­
gründet werden. 

Artikel 8 

Einhaltung der Verpflichtungen durch Torwächter 

(1) Der Torwächter hat die Einhaltung der Verpflichtungen aus den 
Artikeln 5, 6 und 7 dieser Verordnung sicherzustellen und weist diese 
nach. Die Maßnahmen, die der Torwächter ergreift, um die Einhaltung 
der genannten Artikel sicherzustellen, müssen dazu führen, dass die 
Zielsetzungen dieser Verordnung und der jeweiligen Verpflichtung 
wirksam erreicht werden. Der Torwächter stellt sicher, dass diese Maß­
nahmen im Einklang mit dem anwendbaren Recht, insbesondere der 
Verordnung (EU) 2016/679, der Richtlinie 2002/58/EG, den Rechtsvor­
schriften in Bezug auf Cybersicherheit, Verbraucherschutz, Produktsi­
cherheit sowie den Anforderungen an die Barrierefreiheit durchgeführt 
werden. 

(2) Die Kommission kann von Amts wegen oder auf Antrag des 
Torwächters gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels ein Verfahren 
nach Artikel 20 einleiten. 

Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte erlassen, in denen die 
Maßnahmen festgelegt werden, die der betreffende Torwächter zu er­
greifen hat, um den Verpflichtungen aus Artikel 6 und 7 wirksam nach­
zukommen. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Arti­
kel 50 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen innerhalb von 
sechs Monaten nach Einleitung des Verfahrens nach Artikel 20. 

Leitet die Kommission von Amts wegen ein Verfahren wegen Umge­
hung nach Artikel 13 ein, so können diese Maßnahmen die Verpflich­
tungen aus den Artikeln 5, 6 und 7 betreffen. 

(3) Ein Torwächter kann die Kommission ersuchen, ein Verfahren 
einzuleiten, um festzustellen, ob das Ziel der betreffenden Verpflichtung 
durch die Maßnahmen, die der Torwächter zur Gewährleistung der Ein­
haltung der Artikel 6 und 7 zu ergreifen beabsichtigt oder ergriffen hat, 
in Anbetracht der besonderen Umstände des Torwächters wirksam er­
reicht wird. Die Kommission entscheidet nach eigenem Ermessen über 
die Einleitung eines solchen Verfahrens, unter Wahrung der Grundsätze 
der Gleichbehandlung, der Verhältnismäßigkeit und der guten Verwal­
tungspraxis. 

Der Torwächter fügt seinem Ersuchen einen mit Gründen versehenen 
Schriftsatz bei, in dem er die Maßnahmen erläutert, die er zu ergreifen 
beabsichtigt oder ergriffen hat. Darüber hinaus stellt der Torwächter 
eine nichtvertrauliche Fassung seines mit Gründen versehenen Schrift­
satzes zur Verfügung, die gemäß Absatz 6 an Dritte weitergegeben 
werden kann. 

(4) Die Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels lassen die Befug­
nisse der Kommission nach den Artikeln 29, 30 und 31 unberührt. 
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(5) Im Hinblick auf den Erlass eines Beschlusses nach Absatz 2 gibt 
die Kommission dem Torwächter innerhalb von drei Monaten nach 
Einleitung des Verfahrens nach Artikel 20 ihre vorläufige Beurteilung 
bekannt. In dieser vorläufigen Beurteilung erläutert die Kommission, 
welche Maßnahmen sie zu ergreifen beabsichtigt bzw. der betreffende 
Torwächter ihrer Ansicht nach ergreifen sollte, um der vorläufigen Be­
urteilung wirksam Rechnung zu tragen. 

(6) Um interessierten Dritten wirksam Gelegenheit zur Stellung­
nahme zu geben, veröffentlicht die Kommission bei Mitteilung ihrer 
vorläufigen Beurteilung an den Torwächter nach Absatz 5 oder so 
bald wie möglich danach eine nichtvertrauliche Zusammenfassung des 
Falls und der Maßnahmen, die sie zu ergreifen beabsichtigt oder die der 
betreffende Torwächter ihrer Ansicht nach ergreifen sollte. Die Kom­
mission legt für die Abgabe der Stellungnahmen einen angemessenen 
Zeitraum fest. 

(7) Bei der Festlegung der Maßnahmen nach Absatz 2 stellt die 
Kommission sicher, dass die Ziele dieser Verordnung und der betref­
fenden Verpflichtung durch diese Maßnahmen wirksam erreicht werden 
und die Maßnahmen in Anbetracht der besonderen Umstände des Tor­
wächters und der betreffenden Dienstleistung verhältnismäßig sind. 

(8) Für die Zwecke der Festlegung der Verpflichtungen nach Artikel 6 
Absätze 11 und 12 prüft die Kommission auch, ob die beabsichtigten 
bzw. durchgeführten Maßnahmen sicherstellen, dass kein Ungleichge­
wicht zwischen den Rechten und Pflichten der gewerblichen Nutzer 
mehr besteht und dass die Maßnahmen dem Torwächter keinen Vorteil 
verschaffen, der in Anbetracht seiner Dienstleistung für die gewerb­
lichen Nutzer unverhältnismäßig wäre. 

(9) Bei Verfahren nach Absatz 2 kann die Kommission auf Antrag 
oder von Amts wegen beschließen, das Verfahren wieder aufzunehmen, 
wenn 

a) sich der Sachverhalt, auf den sich der Beschluss stützte, in einem 
wesentlichen Punkt geändert hat oder 

b) der Beschluss auf unvollständigen, unrichtigen oder irreführenden 
Angaben beruhte oder 

c) die im Beschluss genannten Maßnahmen nicht wirksam sind. 

Artikel 9 

Aussetzung 

(1) Weist der Torwächter in einem mit Gründen versehenen Antrag 
nach, dass die Einhaltung einer bestimmten Verpflichtung nach den 
Artikeln 5, 6 oder 7 für einen im Benennungsbeschluss nach Artikel 3 
Absatz 9 aufgeführten zentralen Plattformdienst aufgrund außergewöhn­
licher Umstände, auf die der Torwächter keinen Einfluss hat, die Ren­
tabilität der Geschäftstätigkeit des Torwächters in der Union gefährden 
würde, so kann die Kommission einen Durchführungsrechtsakt erlassen, 
mit dem sie beschließt, die in dem mit Gründen versehenen Antrag 
genannte bestimmte Verpflichtung ausnahmsweise ganz oder teilweise 
auszusetzen. In diesem Durchführungsrechtsakt begründet die Kommis­
sion ihren Aussetzungsbeschluss, indem sie die außergewöhnlichen Um­
stände angibt, die die Aussetzung rechtfertigen. Dieser Durchführungs­
rechtsakt wird auf den Umfang und die Geltungsdauer beschränkt, die 
für die Beseitigung der Gefährdung der Rentabilität des Torwächters 
erforderlich sind. Die Kommission bemüht sich, diesen Durchführungs­
rechtsakt unverzüglich, spätestens jedoch drei Monate nach Eingang 
eines vollständigen mit Gründen versehenen Antrags, zu erlassen. Die­
ser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 50 Absatz 2 
genannten Beratungsverfahren erlassen. 
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(2) Wird eine Aussetzung nach Absatz 1 gewährt, so überprüft die 
Kommission ihren Aussetzungsbeschluss jedes Jahr, es sei denn, in dem 
Beschluss ist ein kürzerer Zeitraum festgelegt. Infolge einer solchen 
Überprüfung hebt die Kommission die Aussetzung ganz oder teilweise 
auf oder beschließt, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 nach wie 
vor erfüllt sind. 

(3) In dringenden Fällen kann die Kommission auf mit Gründen ver­
sehenen Antrag eines Torwächters die Anwendung einer bestimmten 
Verpflichtung nach Absatz 1 auf einen oder mehrere einzelne zentrale 
Plattformdienste bereits vor dem Erlass eines Beschlusses nach dem 
genannten Absatz vorläufig aussetzen. Ein solcher Antrag kann jederzeit 
gestellt und bewilligt werden, bis die Kommission über den Antrag nach 
Absatz 1 befunden hat. 

(4) Bei der Prüfung eines Antrags nach den Absätzen 1 und 3 be­
rücksichtigt die Kommission insbesondere die Auswirkungen der Ein­
haltung der betreffenden Verpflichtung auf die Rentabilität der Ge­
schäftstätigkeit des Torwächters in der Union sowie auf Dritte, ins­
besondere KMU und Verbraucher. Die Kommission kann die Ausset­
zung von geeigneten Bedingungen und Auflagen abhängig machen, um 
ein ausgewogenes Gleichgewicht zwischen diesen Interessen und den 
Zielen der vorliegenden Verordnung zu erreichen. 

Artikel 10 

Befreiung aus Gründen der öffentlichen Gesundheit und der 
öffentlichen Sicherheit 

(1) Die Kommission kann auf einen mit Gründen versehenen Antrag 
eines Torwächters hin oder von Amts wegen einen Durchführungs­
rechtsakt erlassen, in dem sie ihren Beschluss darlegt, den Torwächter 
ganz oder teilweise von einer bestimmten Verpflichtung nach den Ar­
tikeln 5, 6 oder 7 in Bezug auf einen im Benennungsbeschluss nach 
Artikel 3 Absatz 9 aufgeführten zentralen Plattformdienst zu befreien, 
falls die Befreiung aus den in Absatz 3 des vorliegenden Artikels ge­
nannten Gründen gerechtfertigt ist (im Folgenden „Befreiungs­
beschluss“). Die Kommission erlässt einen solchen Befreiungsbeschluss 
innerhalb von drei Monaten nach Eingang eines vollständigen mit Grün­
den versehenen Antrags und legt eine Begründung vor, in der die 
Gründe für die Befreiung erläutert werden. Dieser Durchführungsrechts­
akt wird gemäß dem in Artikel 50 Absatz 2 genannten Beratungsver­
fahren erlassen. 

(2) Wird eine Befreiung gemäß Absatz 1 gewährt, so überprüft die 
Kommission ihren Befreiungsbeschluss, falls der Grund für die Befrei­
ung nicht mehr besteht, mindestens aber einmal jährlich. Infolge einer 
solchen Überprüfung hebt die Kommission die Befreiung entweder ganz 
oder teilweise auf oder beschließt, dass die Voraussetzungen des Ab­
satzes 1 nach wie vor erfüllt sind. 

(3) Eine Befreiung nach Absatz 1 kann ausschließlich aus Gründen 
der öffentlichen Gesundheit oder der öffentlichen Sicherheit gewährt 
werden. 

(4) In dringenden Fällen kann die Kommission auf einen mit Grün­
den versehenen Antrag eines Torwächters oder von Amts wegen die 
Anwendung einer bestimmten Verpflichtung nach Absatz 1 auf einen 
oder mehrere einzelne zentrale Plattformdienste bereits vor dem Erlass 
eines Beschlusses nach dem genannten Absatz vorläufig aussetzen. Ein 
solcher Antrag kann jederzeit gestellt und bewilligt werden, bis die 
Kommission über den Antrag nach Absatz 1 befunden hat. 
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(5) Bei der Prüfung eines Antrags nach den Absätzen 1 und 4 be­
rücksichtigt die Kommission insbesondere die Auswirkungen der Ein­
haltung der betreffenden Verpflichtung auf die in Absatz 3 genannten 
Gründe sowie die Auswirkungen auf den betreffenden Torwächter und 
auf Dritte. Die Kommission kann die Aussetzung von Bedingungen und 
Auflagen abhängig machen, um ein ausgewogenes Gleichgewicht zwi­
schen den Zielen hinter den in Absatz 3 genannten Gründen und den 
Zielen der vorliegenden Verordnung zu erreichen. 

Artikel 11 

Berichterstattung 

(1) Innerhalb von sechs Monaten nach seiner Benennung gemäß Ar­
tikel 3 und im Einklang mit Artikel 3 Absatz 10 legt der Torwächter der 
Kommission einen Bericht vor, in dem er ausführlich und transparent 
beschreibt, welche Maßnahmen er ergriffen hat, um die Einhaltung der 
Verpflichtungen aus den Artikeln 5, 6 und 7 sicherzustellen. 

(2) Innerhalb der in Absatz 1 genannten Frist veröffentlicht der Tor­
wächter eine nichtvertrauliche Zusammenfassung des Berichts und über­
mittelt sie der Kommission. 

Der Torwächter aktualisiert diesen Bericht und diese nichtvertrauliche 
Zusammenfassung mindestens einmal jährlich. 

Die Kommission stellt auf ihrer Internetseite einen Link zu der nicht­
vertraulichen Zusammenfassung bereit. 

Artikel 12 

Aktualisierung der Verpflichtungen der Torwächter 

(1) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 49 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung in Bezug auf 
die in den Artikeln 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen zu ergänzen. 
Diese delegierten Rechtsakte stützen sich auf eine Marktuntersuchung 
nach Artikel 19, in deren Rahmen festgestellt wurde, dass diese Ver­
pflichtungen aktualisiert werden müssen, um Praktiken zu begegnen, die 
die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste beschränken oder in glei­
cher Weise unfair sind wie die Praktiken, denen mit den in den Arti­
keln 5 und 6 genannten Verpflichtungen begegnet werden soll. 

(2) Der Anwendungsbereich eines delegierten Rechtsakts, der gemäß 
Absatz 1 erlassen wird, ist auf Folgendes beschränkt: 

a) die Ausweitung einer Verpflichtung, die nur für bestimmte zentrale 
Plattformdienste gilt, auf andere in Artikel 2 Nummer 2 aufgeführte 
zentrale Plattformdienste, 

b) die Ausweitung einer Verpflichtung, die bestimmten gewerblichen 
Nutzern oder Endnutzern zugutekommt, sodass sie auch anderen 
gewerblichen Nutzern oder Endnutzern zugutekommt, 

c) die Festlegung der Art und Weise, in der Torwächter die in den 
Artikeln 5 und 6 festgelegten Verpflichtungen erfüllen müssen, um 
die wirksame Einhaltung dieser Verpflichtungen zu gewährleisten, 

d) die Ausweitung einer Verpflichtung, die nur für bestimmte Dienste 
gilt, die zusammen mit oder zur Unterstützung von zentralen Platt­
formdiensten erbracht werden, auf andere Dienste, die zusammen mit 
oder zur Unterstützung von zentralen Plattformdiensten erbracht wer­
den, 
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e) die Ausweitung einer Verpflichtung, die nur für bestimmte Arten 
von Daten gilt, auf andere Arten von Daten, 

f) die Aufnahme weiterer Bedingungen, wenn durch eine Verpflichtung 
bestimmte Bedingungen für das Verhalten eines Torwächters fest­
gelegt werden, oder 

g) die Anwendung einer Verpflichtung, die das Verhältnis zwischen 
mehreren zentralen Plattformdiensten des Torwächters regelt, auf 
das Verhältnis zwischen einem zentralen Plattformdienst und anderen 
Diensten des Torwächters. 

(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 49 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung in Bezug auf 
die Liste grundlegender Funktionen nach Artikel 7 Absatz 2 zu ändern, 
indem Funktionen nummernunabhängiger interpersoneller Kommunika­
tionsdienste aufgenommen oder gestrichen werden. 

Diese delegierten Rechtsakte stützen sich auf eine Marktuntersuchung 
nach Artikel 19, in deren Rahmen festgestellt wurde, dass diese Ver­
pflichtungen aktualisiert werden müssen, um Praktiken zu begegnen, die 
die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste beschränken oder in glei­
cher Weise unfair sind wie die Praktiken, denen mit den in Artikel 7 
festgelegten Verpflichtungen begegnet werden soll. 

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 49 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung in Bezug auf 
die Verpflichtungen aus Artikel 7 zu ergänzen, indem sie festlegt, auf 
welche Art und Weise diese Verpflichtungen zu erfüllen sind, damit ihre 
wirksame Einhaltung gewährleistet ist. Diese delegierten Rechtsakte 
stützen sich auf eine Marktuntersuchung nach Artikel 19, in deren Rah­
men festgestellt wurde, dass diese Verpflichtungen aktualisiert werden 
müssen, um Praktiken zu begegnen, die die Bestreitbarkeit zentraler 
Plattformdienste beschränken oder in gleicher Weise unfair sind wie 
die Praktiken, denen mit den in Artikel 7 festgelegten Verpflichtungen 
begegnet werden soll. 

(5) Eine Praktik nach den Absätzen 1, 3 und 4 gilt als die Bestreit­
barkeit zentraler Plattformdienste beschränkend oder unfair, wenn 

a) sie von Torwächtern angewandt wird und Innovationen behindern 
und die Wahlmöglichkeiten für gewerbliche Nutzer und Endnutzer 
einschränken kann, da sie 

i) die Bestreitbarkeit eines zentralen Plattformdienstes oder anderer 
Dienste im digitalen Sektor dauerhaft beeinträchtigt oder zu be­
einträchtigen droht, indem Hindernisse geschaffen oder verstärkt 
werden, die anderen Unternehmen den Markteintritt oder eine 
Expansion als Anbieter eines zentralen Plattformdienstes oder 
anderer Dienste im digitalen Sektor erschweren, oder 

ii) andere Betreiber daran hindert, denselben Zugang zu entscheiden­
dem Input zu haben wie der Torwächter, oder 

b) ein Ungleichgewicht zwischen den Rechten und Pflichten der ge­
werblichen Nutzer besteht und der Torwächter von den gewerblichen 
Nutzern einen Vorteil erhält, der in Anbetracht seiner Dienstleistung 
für diese gewerblichen Nutzer unverhältnismäßig wäre, oder 
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Artikel 13 

Umgehungsverbot 

(1) Ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, darf 
diese Dienste nicht auf vertraglichem, kommerziellem, technischem oder 
anderem Wege segmentieren, aufteilen, unterteilen, fragmentieren oder 
aufspalten, um dadurch die quantitativen Schwellenwerte nach Artikel 3 
Absatz 2 zu umgehen. Eine solche Praktik eines Unternehmens hindert 
die Kommission nicht daran, es gemäß Artikel 3 Absatz 4 als Torwäch­
ter zu benennen. 

(2) Hat die Kommission den Verdacht, dass ein Unternehmen, das 
zentrale Plattformdienste bereitstellt, eine in Absatz 1 genannte Praktik 
anwendet, so kann sie von diesem Unternehmen alle Informationen 
verlangen, die sie für erforderlich hält, um feststellen zu können, ob 
das Unternehmen eine solche Praktik angewandt hat. 

(3) Der Torwächter stellt sicher, dass die Verpflichtungen aus den 
Artikeln 5, 6 und 7 vollständig und wirksam eingehalten werden. 

(4) Der Torwächter darf kein Verhalten an den Tag legen, das die 
wirksame Einhaltung der Verpflichtungen aus den Artikeln 5, 6 und 7 
untergräbt, unabhängig davon, ob das Verhalten vertraglicher, kommer­
zieller, technischer oder sonstiger Art ist oder in der Verwendung von 
Verhaltenslenkungsmethoden oder Schnittstellengestaltung besteht. 

(5) Wenn eine Einwilligung zur Erhebung, Verarbeitung, Weiterver­
wendung und Weitergabe personenbezogener Daten erforderlich ist, um 
die Einhaltung der vorliegenden Verordnung zu gewährleisten, trifft der 
Torwächter geeignete Maßnahmen, damit gewerbliche Nutzer die für 
ihre Verarbeitung erforderliche Einwilligung unmittelbar erhalten kön­
nen, sofern eine solche Einwilligung nach der Verordnung 
(EU) 2016/679 oder der Richtlinie 2002/58/EG erforderlich ist, oder 
damit er die Vorschriften und Grundsätze der Union in Bezug auf 
den Datenschutz und den Schutz der Privatsphäre auf andere Weise 
einhalten kann, beispielsweise indem er den gewerblichen Nutzern ge­
gebenenfalls ordnungsgemäß anonymisierte Daten zur Verfügung stellt. 
Der Torwächter darf die Einholung dieser Einwilligung durch den ge­
werblichen Nutzer nicht aufwendiger machen, als sie es bei seinen 
eigenen Diensten ist. 

(6) Der Torwächter darf weder die Bedingungen oder die Qualität der 
zentralen Plattformdienste für gewerbliche Nutzer oder Endnutzer, die 
von den in den Artikeln 5, 6 und 7 festgelegten Rechten bzw. Möglich­
keiten Gebrauch machen, verschlechtern noch die Ausübung dieser 
Rechte bzw. Möglichkeiten übermäßig erschweren, auch nicht dadurch, 
dass er dem Endnutzer Wahlmöglichkeiten in einer nicht neutralen 
Weise anbietet oder die Autonomie, Entscheidungsfreiheit oder freie 
Auswahl von Endnutzern oder gewerblichen Nutzern durch die Struktur, 
Gestaltung, Funktion oder Art der Bedienung einer Benutzerschnittstelle 
oder eines Teils davon untergräbt. 

(7) Umgeht der Torwächter eine der Verpflichtungen aus Artikel 5, 6 
oder 7 in einer in den Absätzen 4, 5 und 6 des vorliegenden Artikels 
beschriebenen Weise oder versucht er, sie derart zu umgehen, so kann 
die Kommission ein Verfahren nach Artikel 20 einleiten und einen 
Durchführungsrechtsakt nach Artikel 8 Absatz 2 erlassen, um die Maß­
nahmen festzulegen, die der Torwächter zu ergreifen hat. 

(8) Absatz 6 des vorliegenden Artikels lässt die Befugnisse der Kom­
mission nach den Artikeln 29, 30 und 31 unberührt. 
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Artikel 14 

Verpflichtung zur Unterrichtung über Zusammenschlüsse 

(1) Der Torwächter unterrichtet die Kommission über jeden geplan­
ten Zusammenschluss im Sinne des Artikels 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004, wenn die sich zusammenschließenden Unternehmen 
oder das Zielunternehmen zentrale Plattformdienste bereitstellen oder 
sonstige Dienste im digitalen Sektor erbringen oder die Erhebung von 
Daten ermöglichen; dies gilt unabhängig davon, ob der Zusammen­
schluss nach jener Verordnung bei der Kommission oder nach den 
nationalen Fusionskontrollvorschriften bei einer zuständigen nationalen 
Wettbewerbsbehörde anmeldepflichtig ist. 

Der Torwächter unterrichtet die Kommission vor Vollzug des Zusam­
menschlusses und nach Vertragsabschluss, Veröffentlichung des Über­
nahmeangebots oder Erwerb einer die Kontrolle begründenden Betei­
ligung über den Zusammenschluss. 

(2) Die vom Torwächter bereitgestellten Informationen nach Absatz 1 
umfassen mindestens eine Beschreibung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Unternehmen, ihre unionsweiten und weltweiten Jahres­
umsätze, ihre Tätigkeitsbereiche, einschließlich der unmittelbar mit 
dem Zusammenschluss in Verbindung stehenden Tätigkeiten, und der 
Transaktionswert des Vertrags oder einen entsprechenden Schätzwert 
sowie eine zusammenfassende Beschreibung des Zusammenschlusses, 
einschließlich seiner Art und der ihm zugrunde liegenden Beweggründe 
und einer Aufstellung der von dem Zusammenschluss betroffenen Mit­
gliedstaaten. 

Die vom Torwächter bereitgestellten Informationen umfassen auch den 
unionsweiten Jahresumsatz, die Zahl der jährlich aktiven gewerblichen 
Nutzer und die Zahl der monatlich aktiven Endnutzer jedes betreffenden 
zentralen Plattformdienstes. 

(3) Erreichen infolge eines Zusammenschlusses nach Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels weitere zentrale Plattformdienste für sich genom­
men die in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b genannten Schwellenwerte, 
so teilt der betreffende Torwächter dies der Kommission innerhalb von 
zwei Monaten nach Vollzug des Zusammenschlusses mit und übermit­
telt ihr die in Artikel 3 Absatz 2 genannten Angaben. 

(4) Die Kommission unterrichtet die zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten über alle nach Absatz 1 erhaltenen Informationen und ver­
öffentlicht jährlich die Liste der Übernahmen, über die sie von Tor­
wächtern gemäß dem genannten Absatz unterrichtet wurde. 

Die Kommission trägt den berechtigten Interessen der Unternehmen an 
der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse Rechnung. 

(5) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten können die nach 
Absatz 1 des vorliegenden Artikels erhaltenen Informationen verwen­
den, um die Kommission gemäß Artikel 22 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 um Prüfung des Zusammenschlusses zu ersuchen. 

Artikel 15 

Prüfungspflicht 

(1) Der Torwächter legt der Kommission innerhalb von sechs Mona­
ten nach seiner Benennung gemäß Artikel 3 eine von unabhängiger 
Stelle geprüfte Beschreibung aller Techniken zum Verbraucher-Profiling 
vor, die er für einzelne oder alle seiner im Benennungsbeschluss nach 
Artikel 3 Absatz 9 aufgeführten zentralen Plattformdienste verwendet. 
Die Kommission übermittelt diese geprüfte Beschreibung dem Europäi­
schen Datenschutzausschuss. 
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(2) Die Kommission kann einen Durchführungsrechtsakt nach Arti­
kel 46 Absatz 1 Buchstabe g erlassen, um die Methodik und das Ver­
fahren für die Prüfung auszugestalten. 

(3) Der Torwächter veröffentlicht eine Übersicht über die geprüfte 
Beschreibung nach Absatz 1. Dabei ist der Torwächter berechtigt, der 
Notwendigkeit der Wahrung seiner Geschäftsgeheimnisse Rechnung zu 
tragen. Der Torwächter aktualisiert die Beschreibung und die Übersicht 
mindestens einmal jährlich. 

KAPITEL IV 

MARKTUNTERSUCHUNG 

Artikel 16 

Einleitung einer Marktuntersuchung 

(1) Beabsichtigt die Kommission, eine Marktuntersuchung im Hin­
blick auf den möglichen Erlass von Beschlüssen nach Artikel 17, 18 
oder 19 einzuleiten, so erlässt sie einen Beschluss zur Einleitung einer 
Marktuntersuchung. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann die Kommission ihre Unter­
suchungsbefugnisse nach dieser Verordnung ausüben, bevor sie eine 
Marktuntersuchung gemäß dem genannten Absatz einleitet. 

(3) In dem in Absatz 1 genannten Beschluss wird Folgendes fest­
gelegt: 

a) der Tag der Einleitung der Marktuntersuchung; 

b) der Gegenstand der Marktuntersuchung; 

c) der Zweck der Marktuntersuchung. 

(4) Die Kommission kann eine von ihr abgeschlossene Marktunter­
suchung wieder aufnehmen, wenn 

a) sich der Sachverhalt, auf den sich ein nach Artikel 17, 18 oder 19 
erlassener Beschluss stützte, in einem wesentlichen Punkt geändert 
hat, oder 

b) der nach Artikel 17, 18 oder 19 erlassene Beschluss auf unvollstän­
digen, unrichtigen oder irreführenden Angaben beruhte. 

(5) Die Kommission kann eine oder mehrere zuständige nationale 
Behörden um Hilfe bei ihrer Marktuntersuchung ersuchen. 

Artikel 17 

Marktuntersuchung zur Benennung von Torwächtern 

(1) Die Kommission kann eine Marktuntersuchung durchführen, um 
zu prüfen, ob ein Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereit­
stellt, nach Artikel 3 Absatz 8 als Torwächter zu benennen ist, oder 
um die zentralen Plattformdienste zu ermitteln, die in dem Benennungs­
beschluss nach Artikel 3 Absatz 9 aufzuführen sind. Die Kommission 
bemüht sich, ihre Marktuntersuchung innerhalb von zwölf Monaten 
nach dem in Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a genannten Zeitpunkt 
abzuschließen. Zum Abschluss ihrer Marktuntersuchung erlässt die 
Kommission einen Durchführungsrechtsakt, in dem ihre Entscheidung 
dargelegt wird. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Ar­
tikel 50 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 
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(2) Im Zuge einer Marktuntersuchung nach Absatz 1 dieses Artikels 
bemüht sich die Kommission, dem betreffenden Unternehmen, das zen­
trale Plattformdienste bereitstellt, innerhalb von sechs Monaten nach 
dem in Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a genannten Zeitpunkt ihre vor­
läufige Beurteilung mitzuteilen. In der vorläufigen Beurteilung erläutert 
die Kommission, ob sie der vorläufigen Auffassung ist, dass es ange­
zeigt ist, dieses Unternehmen als Torwächter im Sinne des Artikels 3 
Absatz 8 zu benennen und die relevanten zentralen Plattformdienste in 
der Liste nach Artikel 3 Absatz 9 zu führen. 

(3) Wenn das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, 
die in Artikel 3 Absatz 2 genannten Schwellenwerte erreicht, aber hin­
reichend substanziierte Argumente nach Artikel 3 Absatz 5 vorgebracht 
hat, die die Vermutung nach Artikel 3 Absatz 2 eindeutig entkräften, 
bemüht sich die Kommission, die Marktuntersuchung innerhalb von 
fünf Monaten nach dem in Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a genannten 
Zeitpunkt zum Abschluss zu bringen. 

In diesem Fall bemüht sich die Kommission, dem betreffenden Unter­
nehmen innerhalb von drei Monaten nach dem in Artikel 16 Absatz 3 
Buchstabe a genannten Zeitpunkt ihre vorläufige Beurteilung nach Ab­
satz 2 des vorliegenden Artikels mitzuteilen. 

(4) Benennt die Kommission nach Artikel 3 Absatz 8 ein Unterneh­
men, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, als Torwächter, das hin­
sichtlich seiner Tätigkeiten noch keine gefestigte und dauerhafte Posi­
tion innehat, bei dem aber absehbar ist, dass es eine solche Position in 
naher Zukunft erlangen wird, so kann sie lediglich eine oder mehrere 
der Verpflichtungen des Artikels 5 Absätze 3 bis 6 und des Artikels 6 
Absätze 4, 7, 9, 10 und 13, die im Benennungsbeschluss aufgeführt 
werden, für diesen Torwächter für anwendbar erklären. Die Kommission 
erklärt nur diejenigen Verpflichtungen für anwendbar, die angemessen 
und erforderlich sind, um zu verhindern, dass der betreffende Torwäch­
ter auf unfaire Weise hinsichtlich seiner Tätigkeiten eine gefestigte und 
dauerhafte Position erlangt. Die Kommission überprüft solche Benen­
nungen im Einklang mit dem in Artikel 4 dargelegten Verfahren. 

Artikel 18 

Marktuntersuchung bei systematischer Nichteinhaltung 

(1) Die Kommission kann eine Marktuntersuchung durchführen, um 
zu prüfen, ob ein Torwächter seine Verpflichtungen systematisch nicht 
einhält. Die Kommission schließt diese Marktuntersuchung innerhalb 
von zwölf Monaten nach dem in Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a 
genannten Zeitpunkt ab. Ergibt die Marktuntersuchung, dass ein Tor­
wächter eine oder mehrere der in den Artikeln 5, 6 und 7 festgelegten 
Verpflichtungen systematisch nicht einhält und seine Torwächter-Posi­
tion im Hinblick auf die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Anforderungen 
beibehalten, gestärkt oder ausgeweitet hat, so kann die Kommission 
Durchführungsrechtsakte erlassen, mit denen verhaltensbezogenen oder 
strukturellen Abhilfemaßnahmen gegen den Torwächter verhängt wer­
den, die angemessen und erforderlich sind, um die wirksame Einhaltung 
der Vorgaben dieser Verordnung zu gewährleisten. Dieser Durchfüh­
rungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 50 Absatz 2 genannten Be­
ratungsverfahren erlassen. 
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(2) Die nach Absatz 1 dieses Artikels verhängte Abhilfemaßnahme 
kann, insofern sie angemessen und erforderlich ist, zur Aufrechterhal­
tung oder Wiederherstellung der durch die systematische Nichteinhal­
tung beeinträchtigten Fairness und Bestreitbarkeit das für einen begrenz­
ten Zeitraum geltende Verbot für den Torwächter beinhalten, einen Zu­
sammenschluss im Sinne des Artikels 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 bezüglich der zentralen Plattformdienste oder der anderen 
im digitalen Sektor erbrachten oder die Datenerhebung ermöglichenden 
Dienste einzugehen, die durch die systematische Nichteinhaltung betrof­
fen sind. 

(3) Es ist davon auszugehen, dass ein Torwächter Verpflichtungen 
des Artikels 5, 6 oder 7 systematisch nicht einhält, wenn die Kommis­
sion in einem Zeitraum von acht Jahren vor Erlass des Beschlusses zur 
Einleitung einer Marktuntersuchung im Hinblick auf den möglichen 
Erlass eines Beschlusses nach diesem Artikel mindestens drei Nichtein­
haltungsbeschlüsse nach Artikel 29 gegen den Torwächter bezüglich 
eines seiner zentralen Plattformdienste erlassen hat. 

(4) Die Kommission teilt dem betreffenden Torwächter ihre vorläu­
fige Beurteilung innerhalb von sechs Monaten nach dem in Artikel 16 
Absatz 3 Buchstabe a genannten Zeitpunkt mit. In ihrer vorläufigen 
Beurteilung erläutert die Kommission, ob sie die vorläufige Auffassung 
vertritt, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 dieses Artikels erfüllt 
sind, und welche Abhilfemaßnahme(n) sie vorläufig für erforderlich und 
angemessen erachtet. 

(5) Damit interessierte Dritte wirksam Stellung nehmen können, ver­
öffentlicht die Kommission zeitgleich mit der Mitteilung ihrer vorläu­
figen Beurteilung an den Torwächter nach Absatz 4 oder so bald wie 
möglich danach eine nichtvertrauliche Zusammenfassung des Falls und 
der Abhilfemaßnahmen, deren Verhängung sie in Erwägung zieht. Die 
Kommission legt einen angemessenen Zeitraum fest, in dem diese Stel­
lungnahmen abzugeben sind. 

(6) Beabsichtigt die Kommission, einen Beschluss nach Absatz 1 
dieses Artikels zu erlassen, indem sie die vom Torwächter nach Arti­
kel 25 angebotenen Verpflichtungszusagen für bindend erklärt, so ver­
öffentlicht sie eine nichtvertrauliche Zusammenfassung des Falls und 
der wichtigsten Inhalte der Verpflichtungszusagen. Interessierte Dritte 
können ihre Stellungnahmen innerhalb eines von der Kommission fest­
zulegenden angemessenen Zeitraums abgeben. 

(7) Während der Marktuntersuchung kann die Kommission deren 
Dauer jederzeit verlängern, wenn dies aus objektiven Gründen gerecht­
fertigt und angemessen ist. Die Verlängerung kann sich auf die Frist 
beziehen, innerhalb deren die Kommission ihre vorläufige Beurteilung 
mitteilen muss, oder auf die Frist für den Erlass des abschließenden 
Beschlusses. Verlängerungen im Sinne dieses Absatzes dürfen zusam­
mengenommen die Dauer von sechs Monaten nicht übersteigen. 

(8) Die Kommission überprüft regelmäßig die nach den Absätzen 1 
und 2 dieses Artikels verhängten Abhilfemaßnahmen, um sicherzustel­
len, dass der Torwächter seinen Verpflichtungen nach den Artikeln 5, 6 
und 7 tatsächlich nachkommt. Die Kommission ist berechtigt, diese 
Abhilfemaßnahmen zu ändern, wenn sie nach einer neuen Marktunter­
suchung feststellt, dass sie nicht wirksam sind. 
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Artikel 19 

Marktuntersuchung in Bezug auf neue Dienste und neue Praktiken 

(1) Die Kommission kann eine Marktuntersuchung durchführen, um 
zu prüfen, ob ein oder mehrere Dienste des digitalen Sektors in die Liste 
der zentralen Plattformdienste nach Artikel 2 Nummer 2 aufgenommen 
werden sollten, oder um Praktiken aufzudecken, die die Bestreitbarkeit 
zentraler Plattformdienste beschränken oder unfair sind, und denen 
durch diese Verordnung nicht wirksam begegnet wird. In ihrer Bewer­
tung berücksichtigt die Kommission alle einschlägigen Ergebnisse der 
Verfahren nach den Artikeln 101 und 102 AEUV in Bezug auf digitale 
Märkte sowie alle sonstigen relevanten Entwicklungen. 

(2) Die Kommission kann bei der Durchführung einer Marktunter­
suchung nach Absatz 1 Dritte konsultieren, unter anderem gewerbliche 
Nutzer und Endnutzer von Diensten des digitalen Sektors, die Gegen­
stand der Untersuchung sind, sowie gewerbliche Nutzer und Endnutzer, 
die Praktiken unterliegen, die Gegenstand der Untersuchung sind. 

(3) Die Kommission veröffentlicht ihre Beurteilung innerhalb von 
18 Monaten nach dem in Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe a genannten 
Zeitpunkt in einem Bericht. 

Dieser Bericht wird gegebenenfalls dem Europäischen Parlament und 
dem Rat zusammen mit Folgendem übermittelt: 

a) einem Gesetzgebungsvorschlag zur Änderung dieser Verordnung, um 
zusätzliche Dienste des digitalen Sektors in die Liste der zentralen 
Plattformdienste nach Artikel 2 Nummer 2 oder neue Verpflichtun­
gen in Kapitel III aufzunehmen, oder 

b) einem Entwurf eines delegierten Rechtsakts zur Ergänzung dieser 
Verordnung in Bezug auf die in den Artikeln 5 und 6 festgelegten 
Verpflichtungen, oder einem Entwurf eines delegierten Rechtsakts 
zur Änderung oder Ergänzung dieser Verordnung in Bezug auf die 
in Artikel 7 festgelegten Verpflichtungen, wie in Artikel 12 vorgese­
hen. 

Gegebenenfalls kann in dem unter Unterabsatz 2 Buchstabe a genannten 
Gesetzgebungsvorschlag zur Änderung dieser Verordnung auch vor­
geschlagen werden, bestehende Dienste aus der Liste der zentralen Platt­
formdienste nach Artikel 2 Nummer 2 zu streichen oder bestehende 
Verpflichtungen aus Artikel 5, 6 oder 7 zu streichen. 

KAPITEL V 

UNTERSUCHUNGS-, DURCHSETZUNGS- UND ÜBERWACHUNGS- 
BEFUGNISSE 

Artikel 20 

Einleitung eines Verfahrens 

(1) Beabsichtigt die Kommission, ein Verfahren im Hinblick auf den 
möglichen Erlass von Beschlüssen nach Artikel 8, 29 oder 30 einzulei­
ten, so erlässt sie einen Beschluss zur Einleitung eines Verfahrens. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann die Kommission ihre Unter­
suchungsbefugnisse nach dieser Verordnung ausüben, bevor sie ein Ver­
fahren gemäß dem genannten Absatz einleitet. 
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Artikel 21 

Auskunftsverlangen 

(1) Die Kommission kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser 
Verordnung Unternehmen und Unternehmensvereinigungen durch ein­
faches Auskunftsverlangen oder im Wege eines Beschlusses auffordern, 
alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Kommission kann durch 
einfaches Auskunftsverlangen oder im Wege eines Beschlusses auch 
Zugang zu allen Daten und Algorithmen von Unternehmen und Infor­
mationen über Tests verlangen sowie diesbezügliche Erläuterungen an­
fordern. 

(2) Bei der Übermittlung eines einfachen Auskunftsverlangens an ein 
Unternehmen oder eine Unternehmensvereinigung gibt die Kommission 
die Rechtsgrundlage und den Zweck des Auskunftsverlangens an, führt 
auf, welche Auskünfte erforderlich sind, legt die Frist für die Übermitt­
lung der Auskünfte fest und weist auf die in Artikel 30 vorgesehenen 
Geldbußen hin, die für den Fall der Erteilung unvollständiger, unrichti­
ger oder irreführender Auskünfte oder Erläuterungen gelten. 

(3) Wenn die Kommission Unternehmen und Unternehmensvereini­
gungen im Wege eines Beschlusses zur Erteilung von Auskünften ver­
pflichtet, gibt sie die Rechtsgrundlage und den Zweck des Auskunfts­
verlangens an, führt auf, welche Auskünfte erforderlich sind, und legt 
die Frist für die Übermittlung der Auskünfte fest. Verpflichtet sie Un­
ternehmen dazu, Zugang zu allen Daten, Algorithmen und Informatio­
nen über Tests zu gewähren, so gibt sie den Zweck des Verlangens an 
und legt die Frist für die Gewährung des Zugangs fest. Ferner weist sie 
auf die in Artikel 30 vorgesehenen Geldbußen sowie auf die in Arti­
kel 31 vorgesehenen Zwangsgelder hin oder erlegt letztere auf. Außer­
dem weist sie auf das Recht hin, den Beschluss vom Gerichtshof über­
prüfen zu lassen. 

(4) Die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen oder ihre 
Vertreter erteilen die verlangten Auskünfte im Namen des betreffenden 
Unternehmens oder der betreffenden Unternehmensvereinigung. Ord­
nungsgemäß bevollmächtigte Rechtsanwälte können die Auskünfte im 
Namen ihrer Mandanten erteilen. Letztere bleiben in vollem Umfang 
dafür verantwortlich, dass die erteilten Auskünfte vollständig, sachlich 
richtig und nicht irreführend sind. 

(5) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten erteilen der Kom­
mission auf Verlangen alle ihnen vorliegenden Auskünfte, die sie für die 
Erfüllung der ihr mit dieser Verordnung übertragenen Aufgaben benö­
tigt. 

Artikel 22 

Befugnis zur Befragung und zur Aufnahme von Aussagen 

(1) Die Kommission kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser 
Verordnung jede natürliche oder juristische Person befragen, die in die 
Befragung zum Zweck der Einholung von Informationen, die mit dem 
Gegenstand einer Untersuchung im Zusammenhang stehen, einwilligt. 
Die Kommission ist berechtigt, diese Befragungen mit beliebigen tech­
nischen Mitteln aufzuzeichnen. 

(2) Wird eine Befragung gemäß Absatz 1 dieses Artikels in den 
Räumlichkeiten eines Unternehmens durchgeführt, so unterrichtet die 
Kommission die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 ge­
nannten Vorschriften zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats, 
in dessen Hoheitsgebiet die Befragung stattfindet. Auf Verlangen dieser 
Behörde können deren Bedienstete die Bediensteten der Kommission 
und die anderen von der Kommission ermächtigten Begleitpersonen 
bei der Durchführung der Befragung unterstützen. 
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Artikel 23 

Befugnis zur Durchführung von Nachprüfungen 

(1) Die Kommission kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser 
Verordnung alle erforderlichen Nachprüfungen bezüglich Unternehmen 
oder Unternehmensvereinigungen durchführen. 

(2) Die mit den Nachprüfungen beauftragten Bediensteten der Kom­
mission und die anderen von ihr ermächtigten Begleitpersonen sind 
befugt, 

a) alle Räumlichkeiten, Grundstücke und Transportmittel der Unterneh­
men und Unternehmensvereinigungen zu betreten, 

b) die Bücher und sonstigen Geschäftsunterlagen, unabhängig davon, in 
welcher Form sie vorliegen, zu prüfen, 

c) Kopien oder Auszüge gleich in welcher Form aus diesen Büchern 
und Geschäftsunterlagen anzufertigen oder zu verlangen, 

d) von dem Unternehmen oder der Unternehmensvereinigung Erläute­
rungen zu der Organisation, der Funktionsweise, dem IT-System, 
den Algorithmen, der Datenverwaltung und dem Geschäftsgebaren 
sowie einen entsprechenden Zugang zu verlangen sowie die abge­
gebenen Erläuterungen mit beliebigen technischen Mitteln auf­
zuzeichnen oder zu dokumentieren, 

e) betriebliche Räumlichkeiten und Bücher oder Unterlagen jeder Art 
für die Dauer der Nachprüfung in dem hierfür erforderlichen Aus­
maß zu versiegeln, 

f) von allen Vertretern oder Beschäftigten des Unternehmens oder der 
Unternehmensvereinigung Erläuterungen zu Fakten oder Unterlagen 
zu verlangen, die mit Gegenstand und Zweck der Nachprüfung in 
Zusammenhang stehen, und ihre Antworten mit beliebigen tech­
nischen Mitteln zu Protokoll zu nehmen. 

(3) Zur Durchführung von Nachprüfungen kann die Kommission die 
Unterstützung von nach Artikel 26 Absatz 2 benannten Prüfern oder 
Sachverständigen anfordern sowie die Unterstützung der für die Durch­
setzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zuständigen 
nationalen Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die 
Nachprüfung durchgeführt werden soll. 

(4) Bei Nachprüfungen können die Kommission und die von ihr 
benannten Prüfer oder Sachverständigen und die für die Durchsetzung 
der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zuständige nationale 
Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung 
durchgeführt werden soll, von dem Unternehmen oder der Unterneh­
mensvereinigung Erläuterungen zur Organisation, der Funktionsweise, 
dem IT-System, den Algorithmen, der Datenverwaltung und dem Ge­
schäftsgebaren sowie einen entsprechenden Zugang verlangen. Die 
Kommission und die von ihr benannten Prüfer oder Sachverständigen 
und die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten 
Vorschriften zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet die Nachprüfung durchgeführt werden soll, können alle 
Vertreter oder Beschäftigten des Unternehmens befragen. 
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(5) Die mit Nachprüfungen beauftragten Bediensteten der Kommis­
sion und die anderen von ihr ermächtigten Begleitpersonen üben ihre 
Befugnisse unter Vorlage eines schriftlichen Auftrags aus, in dem der 
Gegenstand und der Zweck der Nachprüfung bezeichnet sind und auf 
die in Artikel 30 vorgesehenen Geldbußen für den Fall hingewiesen 
wird, dass die angeforderten Bücher oder sonstigen Geschäftsunterlagen 
nicht vollständig vorgelegt werden oder die Antworten auf die nach den 
Absätzen 2 und 4 des vorliegenden Artikels gestellten Fragen unrichtig 
oder irreführend sind. Die Kommission unterrichtet die für die Durch­
setzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zuständige 
nationale Behörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nach­
prüfung durchgeführt werden soll, über die Nachprüfung rechtzeitig vor 
deren Beginn. 

(6) Die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen sind ver­
pflichtet, Nachprüfungen zu dulden, die durch einen Beschluss der 
Kommission angeordnet wurden. In diesem Beschluss werden Gegen­
stand und Zweck der Nachprüfung genannt, das Datum des Beginns der 
Nachprüfung festgelegt und auf die in den Artikeln 30 bzw. 31 vor­
gesehenen Geldbußen und Zwangsgelder sowie auf das Recht hingewie­
sen, diesen Beschluss vom Gerichtshof überprüfen zu lassen. 

(7) Bedienstete der für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 
genannten Vorschriften zuständigen nationalen Behörde des Mitglied­
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung durchgeführt werden 
soll, sowie die von dieser Behörde ermächtigten oder benannten Per­
sonen unterstützen auf Ersuchen dieser Behörde oder der Kommission 
die Bediensteten und die anderen von der Kommission ermächtigten 
Begleitpersonen aktiv. Sie verfügen hierzu über die in den Absätzen 2 
und 4 des vorliegenden Artikels genannten Befugnisse. 

(8) Stellen die beauftragten Bediensteten der Kommission und die 
anderen von ihr ermächtigten Begleitpersonen fest, dass sich ein Unter­
nehmen oder eine Unternehmensvereinigung einer nach Maßgabe dieses 
Artikels angeordneten Nachprüfung widersetzt, so gewährt der betref­
fende Mitgliedstaat die erforderliche Unterstützung, gegebenenfalls un­
ter Einsatz von Polizeikräften oder einer entsprechenden vollziehenden 
Behörde, damit die Bediensteten der Kommission ihren Nachprüfungs­
auftrag erfüllen können. 

(9) Setzt die Amtshilfe nach Absatz 8 dieses Artikels nach nationalen 
Vorschriften eine gerichtliche Genehmigung voraus, so ist diese von der 
Kommission oder der für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 
genannten Vorschriften zuständigen nationalen Behörde des Mitglied­
staats oder von von diesen Behörden dazu ermächtigen Bediensteten zu 
beantragen. Die Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden. 

(10) Wird die in Absatz 9 dieses Artikels genannte Genehmigung 
beantragt, so überprüft das nationale Gericht, ob der Beschluss der 
Kommission echt ist und die beantragten Zwangsmaßnahmen weder 
willkürlich noch, gemessen am Gegenstand der Nachprüfung, unverhält­
nismäßig sind. Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der Zwangs­
maßnahmen kann das nationale Gericht die Kommission direkt oder 
über die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten 
Vorschriften zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats, um aus­
führliche Erläuterungen ersuchen, insbesondere zu den Gründen, aus 
denen die Kommission eine Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung 
vermutet, sowie zur Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und zur Art 
der Beteiligung des betreffenden Unternehmens. Das nationale Gericht 
darf jedoch weder die Notwendigkeit der Nachprüfung in Frage stellen 
noch Auskünfte aus den Akten der Kommission verlangen. Die Prüfung 
der Rechtmäßigkeit des Kommissionsbeschlusses ist dem Gerichtshof 
vorbehalten. 
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Artikel 24 

Einstweilige Maßnahmen 

Die Kommission kann in dringenden Fällen, wenn die Gefahr eines 
schweren und nicht wiedergutzumachenden Schadens für gewerbliche 
Nutzer oder Endnutzer von Torwächtern besteht, auf der Grundlage 
einer prima facie festgestellten Zuwiderhandlung gegen Artikel 5, 6 
oder 7 einen Durchführungsrechtsakt zur Anordnung einstweiliger Maß­
nahmen gegen einen Torwächter erlassen. Dieser Durchführungsrechts­
akt wird ausschließlich im Rahmen eines Verfahrens erlassen, das im 
Hinblick auf den möglichen Erlass eines Nichteinhaltungsbeschlusses 
nach Artikel 29 Absatz 1 eingeleitet wurde. Er hat nur eine befristete 
Geltungsdauer und kann verlängert werden, soweit dies erforderlich und 
angemessen ist. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Ar­
tikel 50 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 

Artikel 25 

Verpflichtungszusagen 

(1) Bietet der betreffende Torwächter während eines Verfahrens nach 
Artikel 18 Verpflichtungszusagen in Bezug auf die betreffenden zen­
tralen Plattformdienste an, um die Einhaltung der in den Artikeln 5, 6 
und 7 festgelegten Verpflichtungen zu gewährleisten, so kann die Kom­
mission einen Durchführungsrechtsakt erlassen, mit dem diese Ver­
pflichtungszusagen für den Torwächter für bindend erklärt werden, 
und feststellen, dass für ein Tätigwerden der Kommission kein Anlass 
mehr besteht. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Arti­
kel 50 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 

(2) Die Kommission kann das Verfahren auf Antrag oder von Amts 
wegen per Beschluss wieder aufnehmen, wenn 

a) sich der Sachverhalt, auf den sich der Beschluss stützte, in einem 
wesentlichen Punkt geändert hat, 

b) der betreffende Torwächter seine Verpflichtungszusagen nicht ein­
hält, 

c) der Beschluss auf unvollständigen, unrichtigen oder irreführenden 
Angaben der beteiligten Unternehmen beruhte, oder 

d) die Verpflichtungszusagen sich nicht als wirksam erweisen. 

(3) Ist die Kommission der Auffassung, dass die von dem betreffen­
den Torwächter angebotenen Verpflichtungszusagen nicht geeignet sind, 
die wirksame Einhaltung der in den Artikeln 5, 6 und 7 festgelegten 
Verpflichtungen sicherzustellen, so erläutert sie in dem Beschluss, mit 
dem das Verfahren abgeschlossen wird, weshalb sie die Verpflichtungs­
zusagen nicht für bindend erklärt. 

Artikel 26 

Überwachung von Verpflichtungen und Maßnahmen 

(1) Die Kommission ergreift die erforderlichen Maßnahmen, um die 
wirksame Umsetzung und Einhaltung der in den Artikeln 5, 6 und 7 
genannten Verpflichtungen und der nach den Artikeln 8, 18, 24, 25 
und 29 erlassenen Beschlüsse zu überwachen. Zu diesen Maßnahmen 
kann insbesondere gehören, dass dem Torwächter die Verpflichtung 
auferlegt wird, alle Dokumente aufzubewahren, die für die Bewertung 
der Umsetzung und Einhaltung dieser Verpflichtungen und Beschlüsse 
als relevant erachtet werden. 
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(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 können die Benennung unabhän­
giger externer Sachverständiger und Prüfer sowie die Benennung von 
Bediensteten der zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten 
umfassen, die die Kommission bei der Überwachung der Verpflichtun­
gen und Maßnahmen unterstützen und ihr mit spezifischem Fachwissen 
oder Kenntnissen zur Seite stehen. 

Artikel 27 

Informationen von Dritten 

(1) Dritte – einschließlich gewerbliche Nutzer, Wettbewerber oder 
Endnutzer der in dem Benennungsbeschluss gemäß Artikel 3 Absatz 9 
aufgeführten zentralen Plattformdienste sowie ihre Vertreter – können 
die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vor­
schriften zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats oder direkt 
die Kommission über Praktiken oder Verhaltensweisen von Torwächtern 
informieren, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. 

(2) Die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten 
Vorschriften zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats und die 
Kommission können nach freiem Ermessen über geeignete Maßnahmen 
entscheiden und sind in keiner Weise verpflichtet, Folgemaßnahmen zu 
den erhaltenen Informationen zu ergreifen. 

(3) Kommt die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 ge­
nannten Vorschriften zuständige nationale Behörde des Mitgliedstaats 
auf der Grundlage der nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels erhal­
tenen Informationen zu dem Schluss, dass möglicherweise eine Nicht­
einhaltung dieser Verordnung vorliegt, so übermittelt sie diese Informa­
tionen der Kommission. 

Artikel 28 

Compliance-Funktion 

(1) Torwächter führen eine Compliance-Funktion ein, die unabhängig 
von den operativen Funktionen des Torwächters ist und aus einem oder 
mehreren Compliance-Beauftragten besteht, einschließlich des Leiters 
der Compliance-Funktion. 

(2) Der Torwächter stellt sicher, dass die in Absatz 1 genannte Com­
pliance-Funktion über ausreichend Befugnisse, Status und Ressourcen 
sowie über Zugang zum Leitungsorgan des Torwächters verfügt, um die 
Einhaltung dieser Verordnung durch den Torwächter zu überwachen. 

(3) Das Leitungsorgan des Torwächters stellt sicher, dass die nach 
Absatz 1 benannten Compliance-Beauftragten über die zur Erfüllung der 
in Absatz 5 genannten Aufgaben erforderlichen beruflichen Qualifika­
tionen, Kenntnisse, Erfahrungen und Fähigkeiten verfügen. 

Das Leitungsorgan des Torwächters stellt ferner sicher, dass es sich 
beim Leiter der Compliance-Funktion um eine unabhängige Führungs­
kraft handelt, die eigens für die Compliance-Funktion zuständig ist. 

(4) Der Leiter der Compliance-Funktion untersteht direkt dem Lei­
tungsorgan des Torwächters und kann Bedenken äußern und dieses 
Organ warnen, falls die Gefahr einer Nichteinhaltung dieser Verordnung 
besteht, unbeschadet der Zuständigkeiten des Leitungsorgans in seinen 
Aufsichts- und Leitungsfunktionen. 
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Der Leiter der Compliance-Funktion darf nicht ohne vorherige Zustim­
mung des Leitungsorgans des Torwächters abgelöst werden. 

(5) Die vom Torwächter gemäß Absatz 1 ernannten Compliance-Be­
auftragten haben folgende Aufgaben: 

a) Organisation, Überwachung und Beaufsichtigung der Maßnahmen 
und Tätigkeiten des Torwächters, mit denen die Einhaltung dieser 
Verordnung sichergestellt werden soll; 

b) Information und Beratung des Managements und der Mitarbeiter des 
Torwächters über die einschlägigen Verpflichtungen aus dieser Ver­
ordnung; 

c) gegebenenfalls Überwachung der Einhaltung der gemäß Artikel 25 
für bindend erklärten Verpflichtungszusagen, unbeschadet der Mög­
lichkeit der Kommission, gemäß Artikel 26 Absatz 2 unabhängige 
externe Sachverständige zu benennen; 

d) Zusammenarbeit mit der Kommission für die Zwecke dieser Verord­
nung. 

(6) Die Torwächter teilen der Kommission den Namen und die Kon­
taktdaten des Leiters der Compliance-Funktion mit. 

(7) Das Leitungsorgan des Torwächters übernimmt die Festlegung, 
Beaufsichtigung und Haftung der bzw. für die Umsetzung der Unter­
nehmensführungsregelungen des Torwächters, die für die Unabhängig­
keit der Compliance-Funktion sorgen, einschließlich der Kompetenzauf­
teilung in der Organisation des Torwächters und der Vermeidung von 
Interessenkonflikten. 

(8) Das Leitungsorgan billigt und überprüft regelmäßig, mindestens 
jedoch einmal jährlich, die Strategien und Maßnahmen für das Angehen, 
das Management und die Überwachung der Einhaltung dieser Verord­
nung. 

(9) Das Leitungsorgan widmet dem Management und der Über­
wachung der Einhaltung dieser Verordnung ausreichend Zeit. Es betei­
ligt sich aktiv an den Entscheidungen im Zusammenhang mit dem 
Management und der Durchsetzung dieser Verordnung und sorgt dafür, 
dass angemessene Ressourcen dafür zugewiesen werden. 

Artikel 29 

Nichteinhaltung 

(1) Die Kommission erlässt einen Durchführungsrechtsakt, in dem 
ihre Feststellung der Nichteinhaltung dargelegt wird (im Folgenden 
„Nichteinhaltungsbeschluss“), wenn sie feststellt, dass ein Torwächter 

a) eine der in den Artikeln 5, 6 oder 7 genannten Verpflichtungen nicht 
erfüllt, 

b) den von der Kommission durch einen nach Artikel 8 Absatz 2 er­
lassenen Beschluss festgelegten Maßnahmen nicht nachkommt, 

c) nach Artikel 18 Absatz 1 verhängten Abhilfemaßnahmen nicht nach­
kommt, 

d) nach Artikel 24 angeordneten einstweiligen Maßnahmen nicht nach­
kommt, oder 

e) Verpflichtungszusagen, die nach Artikel 25 für bindend erklärt wur­
den, nicht einhält. 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem in Artikel 50 Absatz 2 
genannten Beratungsverfahren erlassen. 
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(2) Die Kommission bemüht sich, ihren Nichteinhaltungsbeschluss 
innerhalb von zwölf Monaten nach Einleitung des Verfahrens gemäß 
Artikel 20 zu erlassen. 

(3) Vor Erlass des Nichteinhaltungsbeschlusses teilt die Kommission 
dem betreffenden Torwächter ihre vorläufige Beurteilung mit. In dieser 
vorläufigen Beurteilung erläutert die Kommission, welche Maßnahmen 
sie zu ergreifen beabsichtigt bzw. der Torwächter ergreifen sollte, um 
der vorläufigen Beurteilung wirksam Rechnung zu tragen. 

(4) Die Kommission kann Dritte konsultieren, wenn sie beabsichtigt, 
einen Nichteinhaltungsbeschluss zu erlassen. 

(5) In dem Nichteinhaltungsbeschluss fordert die Kommission den 
Torwächter auf, die Nichteinhaltung innerhalb einer angemessenen Frist 
abzustellen und zu erläutern, wie er diesem Beschluss nachzukommen 
gedenkt. 

(6) Der Torwächter übermittelt der Kommission eine Beschreibung 
der Maßnahmen, die er ergriffen hat, um die Einhaltung des Nichtein­
haltungsbeschlusses sicherzustellen. 

(7) Entscheidet die Kommission, keinen Nichteinhaltungsbeschluss 
zu erlassen, so schließt sie das Verfahren im Wege eines Beschlusses 
ab. 

Artikel 30 

Geldbußen 

(1) In ihrem Nichteinhaltungsbeschluss kann die Kommission gegen 
den betreffenden Torwächter Geldbußen bis zu einem Höchstbetrag von 
10 % seines im vorausgegangenen Geschäftsjahr weltweit erzielten Ge­
samtumsatzes verhängen, wenn sie feststellt, dass der Torwächter vor­
sätzlich oder fahrlässig 

a) eine der in den Artikeln 5, 6 und 7 genannten Verpflichtungen nicht 
erfüllt, 

b) den von der Kommission durch einen nach Artikel 8 Absatz 2 er­
lassenen Beschluss festgelegten Maßnahmen nicht nachkommt, 

c) nach Artikel 18 Absatz 1 verhängten Abhilfemaßnahmen nicht nach­
kommt, 

d) nach Artikel 24 angeordneten einstweiligen Maßnahmen nicht nach­
kommt, oder 

e) Verpflichtungszusagen, die nach Artikel 25 für bindend erklärt wur­
den, nicht einhält. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels kann die Kommission 
im Nichteinhaltungsbeschluss gegen einen Torwächter Geldbußen in 
Höhe von bis zu 20 % seines im vorausgegangenen Geschäftsjahr welt­
weit erzielten Gesamtumsatzes verhängen, wenn sie feststellt, dass der 
Torwächter eine identische oder ähnliche Zuwiderhandlung gegen eine 
in Artikel 5, 6 oder 7 festgelegte Verpflichtung in Bezug auf denselben 
zentralen Plattformdienst begangen hat wie eine bereits im Wege eines 
in den vorangegangenen acht Jahren erlassenen Nichteinhaltungs­
beschlusses festgestellte von ihm begangene Zuwiderhandlung. 

(3) Die Kommission kann einen Beschluss erlassen, mit dem gegen 
Unternehmen, einschließlich gegebenenfalls Torwächter, und Unterneh­
mensvereinigungen Geldbußen bis zu einem Höchstbetrag von 1 % 
ihres im vorausgegangenen Geschäftsjahr weltweit erzielten Gesamt­
umsatzes verhängt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 
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a) die für die Beurteilung ihrer Benennung als Torwächter nach Arti­
kel 3 erforderlichen Auskünfte nicht innerhalb der gesetzten Frist 
erteilen oder unrichtige, unvollständige oder irreführende Angaben 
machen, 

b) der Verpflichtung zur Mitteilung an die Kommission gemäß Artikel 3 
Absatz 3 nicht nachkommen, 

c) die nach Artikel 14 erforderlichen Auskünfte nicht erteilen oder 
unrichtige, unvollständige oder irreführende Angaben machen, 

d) die nach Artikel 15 erforderliche Beschreibung nicht übermitteln 
oder unrichtige, unvollständige oder irreführende Angaben machen, 

e) als Antwort auf einen Antrag nach Artikel 21 Absatz 3 den ver­
langten Zugang zu Daten, Algorithmen und Informationen über Tests 
nicht erteilen, 

f) die nach Artikel 21 Absatz 3 verlangten Angaben nicht innerhalb der 
gesetzten Frist erteilen oder unrichtige, unvollständige oder irrefüh­
rende Angaben und Erläuterungen machen, die nach Artikel 21 ver­
langt wurden oder im Rahmen einer Befragung nach Artikel 22 
gegeben wurden; 

g) unrichtige, unvollständige oder irreführende Angaben eines Vertre­
ters oder Beschäftigten des Unternehmens nicht innerhalb der von 
der Kommission gesetzten Frist berichtigen oder in Bezug auf Sach­
verhalte, die mit dem Gegenstand und dem Zweck einer Nachprü­
fung nach Artikel 23 im Zusammenhang stehen, keine vollständigen 
Auskünfte erteilen oder die Erteilung vollständiger Auskünfte ver­
weigern, 

h) eine Nachprüfung nach Artikel 23 nicht dulden, 

i) die von der Kommission gemäß Artikel 26 verhängten Verpflichtun­
gen nicht einhalten, 

j) eine Compliance-Funktion gemäß Artikel 28 nicht einführen, oder 

k) die Bedingungen für die Einsicht in die Akten der Kommission 
gemäß Artikel 34 Absatz 4 nicht erfüllen. 

(4) Bei der Festsetzung der Höhe einer Geldbuße berücksichtigt die 
Kommission die Schwere, die Dauer und eine etwaige Wiederholung 
der Zuwiderhandlung sowie bei nach Absatz 3 verhängten Geldbußen 
die im Verfahren verursachte Verzögerung. 

(5) Wird gegen eine Unternehmensvereinigung eine Geldbuße unter 
Berücksichtigung des weltweit erzielten Umsatzes ihrer Mitglieder ver­
hängt und ist diese Unternehmensvereinigung selbst nicht zahlungsfähig, 
so ist sie verpflichtet, von ihren Mitgliedern Beiträge zur Deckung des 
Betrags dieser Geldbuße zu fordern. 

Werden diese Beiträge innerhalb einer von der Kommission gesetzten 
Frist nicht geleistet, so kann die Kommission die Zahlung der Geldbuße 
unmittelbar von jedem Unternehmen verlangen, dessen Vertreter Mit­
glieder in den betreffenden Entscheidungsgremien dieser Unternehmens­
vereinigung waren. 

Nachdem die Kommission die Zahlung nach Unterabsatz 2 verlangt hat, 
kann sie die Zahlung des Restbetrags von jedem Mitglied der Unter­
nehmensvereinigung verlangen, soweit dies für die vollständige Zahlung 
der Geldbuße erforderlich ist. 
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Die Kommission darf jedoch Zahlungen nach Unterabsatz 2 oder 3 
nicht von Unternehmen verlangen, die nachweisen, dass sie den Be­
schluss der Unternehmensvereinigung, mit dem gegen diese Verordnung 
verstoßen wurde, nicht umgesetzt haben und entweder von dessen Exis­
tenz keine Kenntnis hatten oder sich aktiv davon distanziert haben, noch 
ehe die Kommission das Verfahren nach Artikel 20 eingeleitet hat. 

Die finanzielle Haftung eines Unternehmens für die Zahlung der Geld­
buße darf 20 % seines im vorausgegangenen Geschäftsjahr weltweit 
erzielten Gesamtumsatzes nicht übersteigen. 

Artikel 31 

Zwangsgelder 

(1) Die Kommission kann einen Beschluss erlassen, mit dem gegen 
Unternehmen, einschließlich gegebenenfalls Torwächter, und Unterneh­
mensvereinigungen tägliche Zwangsgelder bis zu einem Höchstbetrag 
von 5 % des im vorausgegangenen Geschäftsjahr weltweit erzielten 
durchschnittlichen Tagesumsatzes, berechnet ab dem im Beschluss ge­
nannten Tag, verhängt werden, um sie dazu zu zwingen, 

a) den von der Kommission durch einen nach Artikel 8 Absatz 2 er­
lassenen Beschluss festgelegten Maßnahmen nachzukommen, 

b) einem Beschluss nach Artikel 18 Absatz 1 nachzukommen, 

c) in Beantwortung eines im Wege eines Beschlusses nach Artikel 21 
ergangenen Auskunftsverlangens innerhalb der gesetzten Frist rich­
tige und vollständige Auskünfte zu erteilen, 

d) im den Zugang zu Daten, Algorithmen und Informationen über Tests 
als Antwort auf einen Antrag nach Artikel 21 Absatz 3 zu gewähr­
leisten und diesbezügliche Erläuterungen zu geben, wie in einem 
Beschlusses nach Artikel 21 verlangt, 

e) eine Nachprüfung zu dulden, die mit einem Beschluss nach Arti­
kel 23 angeordnet wurde, 

f) einem nach Artikel 24 erlassenen Beschluss zur Anordnung einst­
weiliger Maßnahmen nachzukommen, 

g) per Beschluss nach Artikel 25 Absatz 1 für bindend erklärte Ver­
pflichtungszusagen einzuhalten, oder 

h) einem Beschluss nach Artikel 29 Absatz 1 nachzukommen. 

(2) Sind die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen der Ver­
pflichtung nachgekommen, die mit dem Zwangsgeld durchgesetzt wer­
den sollte, so kann die Kommission einen Durchführungsrechtsakt er­
lassen, mit dem die endgültige Höhe des Zwangsgelds auf einen nied­
rigeren Betrag festgesetzt wird als den, der sich aus dem ursprünglichen 
Beschluss ergeben würde. Dieser Durchführungsrechtsakt wird gemäß 
dem in Artikel 50 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 

Artikel 32 

Verjährungsfrist für die Verhängung von Sanktionen 

(1) Für die der Kommission mit den Artikeln 30 und 31 übertragenen 
Befugnisse gilt eine Verjährungsfrist von fünf Jahren. 

(2) Die Frist läuft ab dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung began­
gen worden ist. Im Fall andauernder oder wiederholter Zuwiderhand­
lungen läuft die Frist jedoch erst ab dem Tag, an dem die Zuwider­
handlung beendet wird. 
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(3) Jede Handlung der Kommission zum Zwecke einer Marktunter­
suchung oder Verfolgung einer Zuwiderhandlung unterbricht die Ver­
jährungsfrist für die Verhängung von Geldbußen oder Zwangsgeldern. 
Die Unterbrechung tritt mit dem Tag ein, an dem die Handlung min­
destens einem an der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen oder 
einer beteiligten Unternehmensvereinigung bekannt gegeben wird. Die 
Verjährung wird unter anderem unterbrochen durch 

a) Auskunftsverlangen der Kommission, 

b) schriftliche Nachprüfungsaufträge, die die Kommission ihren Be­
diensteten erteilt hat, 

c) die Einleitung eines Verfahrens nach Artikel 20 durch die Kommis­
sion. 

(4) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Frist von Neuem. Die 
Verjährung tritt jedoch spätestens mit dem Tag ein, an dem die doppelte 
Verjährungsfrist verstrichen ist, ohne dass die Kommission eine Geld­
buße oder ein Zwangsgeld verhängt hat. Diese Frist verlängert sich um 
den Zeitraum, in dem die Verjährung nach Absatz 5 ruht. 

(5) Die Verjährungsfrist für die Verhängung von Geldbußen oder 
Zwangsgeldern ruht, solange zu dem Beschluss der Kommission ein 
Verfahren vor dem Gerichtshof anhängig ist. 

Artikel 33 

Verjährungsfrist für die Durchsetzung von Sanktionen 

(1) Für die Befugnis der Kommission zur Durchsetzung von nach 
Artikel 30 oder Artikel 31 erlassenen Beschlüssen gilt eine Verjährungs­
frist von fünf Jahren. 

(2) Die Frist läuft ab dem Tag, an dem der Beschluss rechtskräftig 
wird. 

(3) Die Verjährungsfrist für die Durchsetzung von Sanktionen wird 
unterbrochen durch 

a) die Bekanntgabe eines Beschlusses, durch den der ursprüngliche 
Betrag der Geldbuße oder des Zwangsgelds geändert oder ein Antrag 
auf eine solche Änderung abgelehnt wird, oder 

b) jede auf zwangsweise Beitreibung der Geldbuße oder des Zwangs­
gelds gerichtete Maßnahme der Kommission oder eines Mitglied­
staats, der auf Ersuchen der Kommission handelt. 

(4) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Frist von Neuem. 

(5) Die Verjährungsfrist für die Durchsetzung von Sanktionen ruht, 
solange 

a) eine Zahlungsfrist bewilligt ist oder 

b) die Zwangsvollstreckung durch eine Entscheidung des Gerichtshofs 
oder eine Entscheidung eines nationalen Gerichts ausgesetzt ist. 

Artikel 34 

Anspruch auf rechtliches Gehör und Recht auf Akteneinsicht 

(1) Vor Erlass eines Beschlusses nach Artikel 8, Artikel 9 Absatz 1, 
Artikel 10 Absatz 1, den Artikeln 17, 18, 24, 25, 29, 30 oder Artikel 31 
Absatz 2 gibt die Kommission dem Torwächter oder dem betreffenden 
Unternehmen bzw. der betreffenden Unternehmensvereinigung Gelegen­
heit, sich zu Folgendem zu äußern: 
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a) der vorläufigen Beurteilung der Kommission, einschließlich der Be­
schwerdepunkte, und 

b) den Maßnahmen, die die Kommission in Anbetracht der vorläufigen 
Beurteilung nach Buchstabe a dieses Absatzes zu treffen beabsich­
tigt. 

(2) Der Torwächter, das Unternehmen oder die Unternehmensvereini­
gung kann der Kommission seine bzw. ihre Stellungnahme zu der vor­
läufigen Beurteilung der Kommission innerhalb einer von der Kommis­
sion in ihrer vorläufigen Beurteilung festgesetzten Frist, die mindestens 
14 Tage betragen muss, übermitteln. 

(3) Die Kommission stützt ihre Beschlüsse nur auf vorläufige Beur­
teilungen, einschließlich der Beschwerdepunkte, zu denen sich der Tor­
wächter, das Unternehmen bzw. die Unternehmensvereinigung äußern 
konnte. 

(4) Die Verteidigungsrechte des Torwächters, des Unternehmens oder 
der Unternehmensvereinigung müssen während des Verfahrens in vol­
lem Umfang gewahrt werden. Der Torwächter, das Unternehmen oder 
die Unternehmensvereinigung hat vorbehaltlich des berechtigten Interes­
ses von Unternehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse das 
Recht auf Einsicht in die Akte der Kommission im Rahmen der Offen­
legungsbedingungen. Im Falle von Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen den Parteien kann die Kommission Beschlüsse erlassen, in denen 
diese Offenlegungsbedingungen festgelegt werden. Von der Einsicht in 
die Akte der Kommission ausgenommen sind vertrauliche Informationen 
sowie interne Schriftstücke der Kommission und der zuständigen Be­
hörden der Mitgliedstaaten. Insbesondere die Korrespondenz zwischen 
der Kommission und den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ist 
von der Akteneinsicht ausgenommen. Dieser Absatz steht der Offenle­
gung und Nutzung der für den Nachweis einer Zuwiderhandlung not­
wendigen Informationen durch die Kommission in keiner Weise ent­
gegen. 

Artikel 35 

Jährliche Berichterstattung 

(1) Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament und 
dem Rat einen jährlichen Bericht über die Umsetzung dieser Verord­
nung und die Fortschritte bei der Erreichung ihrer Ziele. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Bericht enthält Folgendes: 

a) eine Zusammenfassung der Tätigkeiten der Kommission, einschließ­
lich etwaiger angenommener Maßnahmen oder Beschlüsse und lau­
fender Marktuntersuchungen im Zusammenhang mit dieser Verord­
nung; 

b) die Ergebnisse aus der Überwachung der Umsetzung der Verpflich­
tungen nach dieser Verordnung durch die Torwächter; 

c) eine Bewertung der in Artikel 15 genannten geprüften Beschreibung; 

d) eine Übersicht über die Zusammenarbeit zwischen der Kommission 
und den nationalen Behörden im Zusammenhang mit dieser Verord­
nung; 

e) eine Übersicht über die Tätigkeiten und Aufgaben der hochrangigen 
Gruppe digitaler Regulierungsbehörden, einschließlich der Art und 
Weise, wie ihre Empfehlungen bezüglich der Durchsetzung dieser 
Verordnung umzusetzen sind. 
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(3) Die Kommission veröffentlicht den Bericht auf ihrer Internetseite. 

Artikel 36 

Berufsgeheimnis 

(1) Die nach dieser Verordnung erhobenen Informationen werden für 
die Zwecke dieser Verordnung verwendet. 

(2) Die gemäß Artikel 14 erhobenen Informationen werden für die 
Zwecke dieser Verordnung, der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 und der 
nationalen Fusionskontrollvorschriften verwendet. 

(3) Die gemäß Artikel 15 erhobenen Informationen werden für die 
Zwecke dieser Verordnung und der Verordnung (EU) 2016/679 ver­
wendet. 

(4) Unbeschadet des Austauschs und der Verwendung der Informa­
tionen, die für die in den Artikeln 38, 39, 41 und 43 genannten Zwecke 
bereitgestellt werden, dürfen die Kommission, die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten und ihre Beamten, Bediensteten und andere unter 
ihrer Aufsicht tätige Personen sowie sonstige beteiligte natürliche oder 
juristische Personen einschließlich der nach Artikel 26 Absatz 2 benann­
ten Prüfer und Sachverständigen keine Informationen preisgeben, die sie 
im Rahmen der Anwendung dieser Verordnung erlangt oder aus­
getauscht haben und die ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis 
fallen. 

Artikel 37 

Zusammenarbeit mit nationalen Behörden 

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten arbeiten eng zusammen 
und koordinieren ihre Durchsetzungsmaßnahmen, um eine kohärente, 
wirksame und komplementäre Durchsetzung von Rechtsinstrumenten, 
die auf Torwächter im Sinne dieser Verordnung angewendet werden, 
zu gewährleisten. 

(2) Die Kommission kann soweit erforderlich nationale Behörden zu 
allen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Anwendung dieser 
Verordnung konsultieren. 

Artikel 38 

Zusammenarbeit und Koordinierung mit für die Durchsetzung von 
Wettbewerbsvorschriften zuständigen nationalen Behörden 

(1) Die Kommission und die für die Durchsetzung der in Artikel 1 
Absatz 6 genannten Vorschriften zuständigen nationalen Behörden der 
Mitgliedstaaten arbeiten zusammen und unterrichten einander über das 
Europäische Wettbewerbsnetz (ECN) über ihre jeweiligen Durchset­
zungsmaßnahmen. Sie sind befugt, einander alle Informationen über 
tatsächliche oder rechtliche Umstände, einschließlich vertraulicher Infor­
mationen, mitzuteilen. Ist die zuständige Behörde nicht Mitglied des 
ECN, so trifft die Kommission die erforderlichen Vorkehrungen für 
die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch in Fällen im Zu­
sammenhang mit der Durchsetzung dieser Verordnung und der Durch­
setzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Fälle durch diese Behör­
den. Die Kommission kann diese Vorkehrungen in einem Durchfüh­
rungsrechtsakt gemäß Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe l festlegen. 
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(2) Beabsichtigt eine für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 
genannten Vorschriften zuständige nationale Behörde eines Mitglied­
staats eine Untersuchung von Torwächtern auf der Grundlage der in 
Artikel 1 Absatz 6 genannten nationalen Rechtsvorschriften einzuleiten, 
so unterrichtet sie die Kommission vor oder unmittelbar nach dem 
Beginn einer solchen Maßnahme schriftlich über die erste förmliche 
Untersuchungsmaßnahme. Diese Informationen können auch den für 
die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften 
zuständigen nationalen Behörden der anderen Mitgliedstaaten zur Ver­
fügung gestellt werden. 

(3) Beabsichtigt eine für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 
genannten Vorschriften zuständige nationale Behörde eines Mitglied­
staats, Torwächtern Verpflichtungen aufzuerlegen, die sich auf die in 
Artikel 1 Absatz 6 genannten nationalen Rechtsvorschriften stützen, so 
teilt sie der Kommission den Entwurf der Maßnahme spätestens 30 Tage 
vor deren Erlass unter Angabe der Gründe für die Maßnahme mit. Im 
Falle einstweiliger Maßnahmen teilt die für die Durchsetzung der in 
Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften zuständige nationale Behörde 
eines Mitgliedstaats der Kommission einen Entwurf der beabsichtigten 
Maßnahmen so bald wie möglich und spätestens unmittelbar nach dem 
Erlass dieser Maßnahmen mit. Diese Informationen können auch den für 
die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten Vorschriften 
zuständigen nationalen Behörden der anderen Mitgliedstaaten zur Ver­
fügung gestellt werden. 

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 vorgesehenen Informationsmecha­
nismen gelten nicht für beabsichtigte Beschlüsse gemäß den nationalen 
Fusionskontrollvorschriften. 

(5) Die gemäß den Absätzen 1 bis 3 dieses Artikels ausgetauschten 
Informationen dürfen ausschließlich für die Zwecke der Koordinierung 
der Durchsetzung dieser Verordnung und der in Artikel 1 Absatz 6 
genannten Vorschriften ausgetauscht und verwendet werden. 

(6) Die Kommission kann die für die Durchsetzung der in Artikel 1 
Absatz 6 genannten Vorschriften zuständigen nationalen Behörden der 
Mitgliedstaaten ersuchen, ihre Marktuntersuchungen gemäß dieser Ver­
ordnung zu unterstützen. 

(7) Eine für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten 
Vorschriften zuständige nationale Behörde eines Mitgliedstaats kann bei 
einer möglichen Nichteinhaltung der Artikel 5, 6 und 7 dieser Verord­
nung von Amts wegen eine Untersuchung in ihrem Hoheitsgebiet durch­
führen, wenn sie nach nationalem Recht hierfür zuständig ist und ent­
sprechende Untersuchungsbefugnisse besitzt. Bevor sie eine erste förm­
liche Untersuchungsmaßnahme ergreift, unterrichtet sie die Kommission 
schriftlich. 

Die Einleitung eines Verfahrens durch die Kommission nach Artikel 20 
entbindet die für die Durchsetzung der in Artikel 1 Absatz 6 genannten 
Vorschriften zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten von 
der Möglichkeit, eine solche Untersuchung durchzuführen, oder beendet 
eine solche Untersuchung, wenn sie bereits läuft. Diese Behörden er­
statten der Kommission Bericht über die Ergebnisse dieser Unter­
suchung, um die Kommission in ihrer Rolle als alleinige Durchsetzungs­
behörde dieser Verordnung zu unterstützen. 

Artikel 39 

Zusammenarbeit mit nationalen Gerichten 

(1) Im Rahmen von Verfahren zur Anwendung dieser Verordnung 
können die nationalen Gerichte die Kommission um die Übermittlung 
von Informationen, die sich in ihrem Besitz befinden, oder um Stellung­
nahmen zu Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Ver­
ordnung bitten. 
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(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eine Kopie jedes 
schriftlichen Urteils eines nationalen Gerichtes betreffend die Anwen­
dung dieser Verordnung. Die betreffende Kopie wird unverzüglich über­
mittelt, nachdem das vollständige schriftliche Urteil den Parteien zu­
gestellt wurde. 

(3) Wenn die kohärente Anwendung dieser Verordnung dies erfor­
dert, kann die Kommission von Amts wegen den nationalen Gerichten 
eine schriftliche Stellungnahme übermitteln. Sie kann mit Erlaubnis des 
betreffenden Gerichts auch mündlich Stellung nehmen. 

(4) Die Kommission kann ausschließlich für die Ausarbeitung ihrer 
Stellungnahmen das betreffende nationale Gericht ersuchen, ihr alle zur 
Beurteilung des Falls notwendigen Schriftstücke zu übermitteln oder für 
deren Übermittlung zu sorgen. 

(5) Die nationalen Gerichte erlassen keine Entscheidungen, die einem 
von der Kommission nach dieser Verordnung erlassenen Beschluss zu­
widerlaufen. Sie vermeiden es auch, Entscheidungen zu erlassen, die 
einer Entscheidung zuwiderlaufen, die die Kommission in einem von 
ihr nach dieser Verordnung eingeleiteten Verfahren zu erlassen be­
absichtigt. Zu diesem Zweck kann das nationale Gericht prüfen, ob es 
notwendig ist, das vor ihm anhängige Verfahren auszusetzen. Dies be­
rührt nicht die Möglichkeit nationaler Gerichte, gemäß Artikel 267 
AEUV um eine Vorabentscheidung zu ersuchen. 

Artikel 40 

Hochrangige Gruppe 

(1) Die Kommission richtet eine hochrangige Gruppe für das Gesetz 
über digitale Märkte (im Folgenden „hochrangige Gruppe“) ein. 

(2) Die hochrangige Gruppe setzt sich aus den folgenden europäi­
schen Gremien und Netzwerken zusammen: 

a) Gremium europäischer Regulierungsstellen für elektronische Kom­
munikation; 

b) Europäischer Datenschutzbeauftragter und Europäischer Daten­
schutzausschuss; 

c) Europäisches Wettbewerbsnetz; 

d) Netzwerk für die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz; 

e) Gruppe europäischer Regulierungsstellen für audiovisuelle Medien­
dienste. 

(3) Die in Absatz 2 genannten europäischen Gremien und Netzwerke 
verfügen jeweils über die gleiche Zahl von Vertretern in der hochran­
gigen Gruppe. Die Gesamtzahl der Mitglieder der hochrangigen Gruppe 
darf 30 nicht überschreiten. 

(4) Die Kommission stellt Sekretariatsdienste für die hochrangige 
Gruppe bereit, um ihre Arbeit zu erleichtern. Die Kommission führt 
den Vorsitz der hochrangigen Gruppe und nimmt an ihren Sitzungen 
teil. Die hochrangige Gruppe tagt mindestens einmal pro Kalenderjahr 
auf Ersuchen der Kommission. Die Kommission beruft ferner eine Sit­
zung der Gruppe ein, wenn dies von einer Mehrheit der Mitglieder der 
Gruppe beantragt wird, um eine spezifische Frage zu erörtern. 
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(5) Die hochrangige Gruppe kann der Kommission Beratung und 
Fachwissen in den Bereichen, die in die Zuständigkeit ihrer Mitglieder 
fallen, bereitstellen; dazu gehören unter anderem: 

a) Beratung und Empfehlungen innerhalb ihres Fachbereichs, die für 
alle allgemeinen Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung 
oder Durchsetzung dieser Verordnung von Belang sind; oder 

b) Beratung und Fachwissen zur Förderung eines einheitlichen Regu­
lierungsansatzes in Bezug auf verschiedene Regulierungsinstrumente. 

(6) Die hochrangige Gruppe kann insbesondere die bestehenden und 
potenziellen Wechselwirkungen zwischen dieser Verordnung und den 
sektorspezifischen Vorschriften, die von den nationalen Behörden, aus 
denen die in Absatz 2 genannten europäischen Gremien und Netzwerke 
zusammengesetzt sind, angewandt werden, ermitteln und beurteilen und 
der Kommission einen jährlichen Bericht vorlegen, in dem diese Beur­
teilung dargelegt wird und potenzielle regulierungsübergreifende Fragen 
ermittelt werden. Diesem Bericht können Empfehlungen beigefügt wer­
den, die auf einheitliche fachübergreifende Ansätze und Synergien zwi­
schen der Anwendung dieser Verordnung und anderer sektorspezifischer 
Vorschriften abzielen. Der Bericht wird dem Europäischen Parlament 
und dem Rat übermittelt. 

(7) Im Kontext von Marktuntersuchungen in Bezug auf neue Dienste 
und neue Praktiken kann die hochrangige Gruppe der Kommission 
Fachwissen zur Notwendigkeit der Änderung, Ergänzung oder Strei­
chung von Bestimmungen dieser Verordnung bereitstellen, damit sicher­
gestellt wird, dass die digitalen Märkte in der gesamten Union bestreit­
bar und fair sind. 

Artikel 41 

Ersuchen um Einleitung einer Marktuntersuchung 

(1) Drei oder mehr Mitgliedstaaten können die Kommission er­
suchen, eine Marktuntersuchung nach Artikel 17 einzuleiten, weil ihres 
Erachtens hinreichende Gründe dafür sprechen, dass ein Unternehmen 
als Torwächter benannt werden sollte. 

(2) Ein oder mehrere Mitgliedstaaten können die Kommission er­
suchen, eine Marktuntersuchung nach Artikel 18 einzuleiten, weil ihres 
Erachtens hinreichende Gründe dafür sprechen, dass ein Torwächter 
eine oder mehrere der in den Artikeln 5, 6 und 7 festgelegten Ver­
pflichtungen systematisch nicht einhält und seine Torwächter-Position 
im Hinblick auf die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Anforderungen 
beibehalten, gestärkt oder ausgeweitet hat. 

(3) Drei oder mehr Mitgliedstaaten können die Kommission er­
suchen, eine Marktuntersuchung nach Artikel 19 durchzuführen, weil 
ihres Erachtens hinreichende Gründe dafür sprechen, dass 

a) ein oder mehrere Dienste des digitalen Sektors in die Liste der zen­
tralen Plattformdienste nach Artikel 2 Nummer 2 aufgenommen wer­
den sollten oder 

b) eine oder mehrere Praktiken nicht wirksam durch diese Verordnung 
angegangen werden und die Bestreitbarkeit zentraler Plattformdienste 
beschränken oder unfair sein könnten. 
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(4) Die Mitgliedstaaten legen Belege zur Untermauerung ihres Er­
suchens nach den Absätzen 1, 2 und 3 vor. Bei Ersuchen nach Absatz 3 
können diese Belege Informationen über neu eingeführte Angebote von 
Produkten, Diensten, Software oder Merkmalen umfassen, die Bedenken 
hinsichtlich der Bestreitbarkeit oder Fairness aufwerfen, unabhängig da­
von, ob sie im Zusammenhang mit bestehenden zentralen Plattform­
diensten oder auf andere Weise umgesetzt werden. 

(5) Innerhalb von vier Monaten nach Erhalt eines Ersuchens gemäß 
diesem Artikel prüft die Kommission, ob hinreichende Gründe dafür 
sprechen, eine Marktuntersuchung nach den Absätzen 1, 2 oder 3 ein­
zuleiten. Die Kommission veröffentlicht die Ergebnisse ihrer Bewer­
tung. 

Artikel 42 

Verbandsklagen 

Richtlinie (EU) 2020/1828 findet Anwendung auf Verbandsklagen ge­
gen Zuwiderhandlungen durch Torwächter gegen Bestimmungen dieser 
Verordnung, die die Kollektivinteressen der Verbraucher beeinträchtigen 
oder zu beeinträchtigen drohen. 

Artikel 43 

Meldung von Verstößen und Schutz von Hinweisgebern 

Für die Meldung von Verstößen gegen diese Verordnung und den 
Schutz von Personen, die solche Verstöße melden, gilt die Richtlinie 
(EU) 2019/1937. 

KAPITEL VI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 44 

Veröffentlichung von Beschlüssen 

(1) Die Kommission veröffentlicht die Beschlüsse, die sie nach Ar­
tikel 3, Artikel 4, Artikel 8 Absatz 2, Artikel 9, Artikel 10, Artikel 16 
bis 20, Artikel 24, Artikel 25 Absatz 1, Artikel 29, Artikel 30 und 
Artikel 31 erlässt. In dieser Veröffentlichung sind die Namen der betei­
ligten Unternehmen und der wesentliche Inhalt des Beschlusses, ein­
schließlich der gegebenenfalls verhängten Sanktionen, anzugeben. 

(2) Bei der Veröffentlichung ist dem berechtigten Interesse der Tor­
wächter oder Dritter am Schutz ihrer vertraulichen Informationen Rech­
nung zu tragen. 

Artikel 45 

Ermessensnachprüfung durch den Gerichtshof 

Nach Artikel 261 AEUV hat der Gerichtshof die Befugnis zu unbe­
schränkter Ermessensnachprüfung von Beschlüssen, mit denen die 
Kommission Geldbußen oder Zwangsgelder verhängt hat. Er kann die 
verhängten Geldbußen oder Zwangsgelder aufheben, herabsetzen oder 
erhöhen. 
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Artikel 46 

Durchführungsvorschriften 

(1) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 
detaillierter Regelungen für die Anwendung von Folgendem erlassen: 

a) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der nach Artikel 3 zu über­
mittelnden Mitteilungen und Schriftsätze; 

b) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der technischen Maßnah­
men, die von den Torwächtern durchzuführen sind, um die Einhal­
tung der Vorgaben des Artikels 5, 6 oder 7 zu gewährleisten; 

c) operativen und technischen Vorkehrungen im Hinblick auf die Um­
setzung der Interoperabilität nummernunabhängiger interpersoneller 
Kommunikationsdienste nach Artikel 7; 

d) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der mit Gründen versehe­
nen Anträge nach Artikel 8 Absatz 3; 

e) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der mit Gründen versehe­
nen Anträge nach den Artikeln 9 und 10; 

f) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der nach Artikel 11 vor­
zulegenden Berichte über die Regulierungsmaßnahmen; 

g) Methodik und Verfahren der in Artikel 15 Absatz 1 vorgesehenen 
geprüften Beschreibung der Techniken zum Verbraucher-Profiling; 
bei der Ausarbeitung des Entwurfs eines Durchführungsrechtsakts 
für diesen Zweck konsultiert die Kommission den Europäischen 
Datenschutzbeauftragten, und sie kann den Europäischen Daten­
schutzausschuss, die Zivilgesellschaft und andere einschlägige Sach­
verständige konsultieren; 

h) Form, Inhalt und sonstigen Einzelheiten der nach den Artikeln 14 
und 15 zu übermittelnden Mitteilungen und Schriftsätze; 

i) der praktischen Modalitäten der Einleitung von Verfahren zum Zwe­
cke von Marktuntersuchungen im Sinne der Artikel 17, 18 und 19 
sowie von Verfahren nach den Artikeln 24, 25 und 29; 

j) der praktischen Modalitäten der Ausübung des Anspruchs auf recht­
liches Gehör nach Artikel 34; 

k) der praktischen Modalitäten der Offenlegungsbedingungen nach Ar­
tikel 34; 

l) der praktischen Modalitäten der Zusammenarbeit und Koordinierung 
zwischen der Kommission und den nationalen Behörden nach den 
Artikeln 37 und 38; und 

m) der praktischen Modalitäten für die Berechnung und Verlängerung 
von Fristen. 

(2) Die Durchführungsrechtsakte im Sinne von Absatz 1 Buchsta­
ben a bis k und m dieses Artikels werden gemäß dem in Artikel 50 
Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen. 
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Der Durchführungsrechtsakt im Sinne von Absatz 1 Buchstabe l dieses 
Artikels wird gemäß dem in Artikel 50 Absatz 3 genannten Prüfver­
fahren erlassen. 

(3) Vor dem Erlass von Durchführungsrechtsakten nach Absatz 1 
veröffentlicht die Kommission einen Entwurf davon und fordert alle 
Beteiligten auf, innerhalb einer Frist, die mindestens einen Monat be­
tragen muss, zu dem Entwurf Stellung zu nehmen. 

Artikel 47 

Leitlinien 

Die Kommission kann Leitlinien zu allen Aspekten dieser Verordnung 
erlassen, um ihre wirksame Durchführung und Durchsetzung zu erleich­
tern. 

Artikel 48 

Festlegung von Normen 

Soweit angemessen und erforderlich, kann die Kommission die europäi­
schen Normungsgremien beauftragen, die Umsetzung der in dieser Ver­
ordnung festgelegten Verpflichtungen durch die Entwicklung geeigneter 
Normen zu erleichtern. 

Artikel 49 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom­
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertra­
gen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 3 
Absätze 6 und 7 und Artikel 12 Absätze 1, 3 und 4 wird der Kommis­
sion für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 1. November 2022 
übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf 
des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisüber­
tragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um 
Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament 
oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens 
drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 3 Absätze 6 und 7und 
Artikel 12 Absätze 1, 3 und 4 kann vom Europäischen Parlament oder 
vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf 
beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befug­
nis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegier­
ten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
den Widerruf nicht berührt. 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kom­
mission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverstän­
digen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 
13. April 2016 über bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsätzen. 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, über­
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat. 
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(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 3 Absätze 6 und 7 
und Artikel 12 Absätze 1, 3 und 4 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, 
wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das 
Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder 
wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erhe­
ben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 
wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 50 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss („Beratender Aus­
schuss für digitale Märkte“) unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Aus­
schuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Wird die Stellungnahme des Ausschusses im schriftlichen Verfahren 
eingeholt, so wird das Verfahren ohne Ergebnis abgeschlossen, wenn 
der Vorsitz des Ausschusses dies innerhalb der Frist zur Abgabe der 
Stellungnahme beschließt oder eine einfache Mehrheit der Ausschuss­
mitglieder dies verlangt. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(4) Die Kommission übermittelt dem Adressaten eines Einzel­
beschlusses zusammen mit diesem Beschluss die Stellungnahme des 
Ausschusses. Sie veröffentlicht die Stellungnahme zusammen mit dem 
Einzelbeschluss unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen an 
der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen. 

Artikel 51 

Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 

In Teil I Abschnitt J des Anhangs der Richtlinie (EU) 2019/1937 wird 
folgende Ziffer angefügt: 

„iv) Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. September 2022 über bestreitbare und faire Märkte 
im digitalen Sektor und zur Änderung der Richtlinien 
(EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über digitale Märkte) 
(ABl. L 265 vom 21.9.2022, S. 1).“ 

Artikel 52 

Änderung der Richtlinie (EU) 2020/1828 

In Anhang I der Richtlinie (EU) 2020/1828 wird folgende Nummer 
angefügt: 

„67. Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 14. September 2022 über bestreitbare und faire Märkte 
im digitalen Sektor und zur Änderung der Richtlinien 
(EU) 2019/1937 und (EU) 2020/1828 (Gesetz über digitale Märk­
te) (ABl. L 265 vom 21.9.2022, S. 1).“ 
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Artikel 53 

Evaluierung 

(1) Bis zum 3. Mai 2026 und danach alle drei Jahre wird die Kom­
mission diese Verordnung evaluieren und dem Europäischen Parlament, 
dem Rat und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen 
Bericht vorlegen. 

(2) In den Evaluierungen wird beurteilt, ob das Ziel dieser Verord­
nung, nämlich die Gewährleistung bestreitbarer und fairer Märkte, er­
reicht wurde, und ferner werden die Auswirkungen dieser Verordnung 
auf gewerbliche Nutzer, insbesondere KMU, und Endnutzer beurteilt. 
Darüber hinaus evaluiert die Kommission, ob der Geltungsbereich des 
Artikels 7 auf Online-Dienste sozialer Netzwerke ausgeweitet werden 
kann. 

(3) Im Rahmen der Evaluierungen wird ermittelt, ob Vorschriften 
geändert werden müssen, etwa in Bezug auf die in Artikel 2 Nummer 2 
aufgeführte Liste zentraler Plattformdienste und die in den Artikeln 5, 6 
und 7 genannten Verpflichtungen und deren Durchsetzung, um sicher­
zustellen, dass die digitalen Märkte in der gesamten Union bestreitbar 
und fair sind. Im Anschluss an die Evaluierungen ergreift die Kommis­
sion geeignete Maßnahmen, wozu auch Gesetzgebungsvorschläge gehö­
ren können. 

(4) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten übermitteln der 
Kommission alle ihnen vorliegenden einschlägigen Informationen, die 
diese für die Ausarbeitung des in Absatz 1 genannten Berichts benötigt. 

Artikel 54 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 2. Mai 2023. 

Artikel 3 Absätze 6 und 7 und die Artikel 40, 46, 47, 48, 49 und 50 
gelten jedoch ab dem 1. November 2022, und die Artikel 42 und 43 
gelten ab dem 25. Juni 2023. 

Liegt das Datum des 25. Juni 2023 jedoch vor dem in Unterabsatz 2 des 
vorliegenden Artikels genannten Datum des Geltungsbeginns, so wird 
die Anwendung der Artikel 42 und 43 bis zu dem in Unterabsatz 2 des 
vorliegenden Artikels genannten Datum des Geltungsbeginns verscho­
ben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG 

A. „Allgemeines“ 

1. In diesem Anhang soll die Methode zur Ermittlung und Berechnung der 
„aktiven Endnutzer“ und der „aktiven gewerblichen Nutzer“ für jeden in 
Artikel 2 Nummer 2 aufgeführten zentralen Plattformdienst festgelegt wer­
den. Er bietet einen Bezugsrahmen, der es den Unternehmen ermöglicht, zu 
beurteilen, ob ihre zentralen Plattformdienste die in Artikel 3 Absatz 2 Buch­
stabe b festgelegten quantitativen Schwellenwerte erreichen, sodass davon 
ausgegangen werden kann, dass sie die Anforderung nach Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe b erfüllen. Daher wird dieser Bezugsrahmen auch für jede um­
fassendere Bewertung nach Artikel 3 Absatz 8 von Bedeutung sein. Es liegt 
in der Verantwortung der Unternehmen, im Einklang mit den gemeinsamen 
Grundsätzen und der spezifischen Methode, die in diesem Anhang dargelegt 
sind, eine möglichst weitgehende Annäherung vorzunehmen. Die Bestim­
mungen dieses Anhangs hindern die Kommission nicht daran, innerhalb 
der in den einschlägigen Bestimmungen dieser Verordnung festgelegten Fris­
ten von Unternehmen, die zentrale Plattformdienste bereitstellen, die Bereit­
stellung aller Informationen zu verlangen, die zur Ermittlung und Berech­
nung der „aktiven Endnutzer“ und der „aktiven gewerblichen Nutzer“ erfor­
derlich sind. Dieser Anhang sollte in keiner Weise eine Rechtsgrundlage für 
das Tracking von Nutzern darstellen. Die in diesem Anhang beschriebene 
Methode lässt auch die im Rahmen dieser Verordnung festgelegten Ver­
pflichtungen unberührt, insbesondere diejenigen, die in Artikel 3 Absätze 3 
und 8 und Artikel 13 Absatz 3 festgelegt sind. Insbesondere bedeutet die 
geforderte Einhaltung von Artikel 13 Absatz 3 auch, dass die „aktiven End­
nutzer“ und „aktiven gewerblichen Nutzer“ auf der Grundlage einer genauen 
Messung oder der besten verfügbaren Annäherung – im Einklang mit den 
tatsächlichen Ermittlungs- und Berechnungskapazitäten, die das Unterneh­
men, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, zum relevanten Zeitpunkt be­
sitzt – ermittelt und berechnet werden müssen. Diese Messungen oder die 
beste verfügbare Annäherung müssen mit den gemäß Artikel 15 gemeldeten 
Messungen im Einklang stehen und diese umfassen. 

2. In Artikel 2 Nummern 20 und 21 sind die Begriffsbestimmungen für „End­
nutzer“ und „gewerbliche Nutzer“ festgelegt, die allen zentralen Plattform­
diensten gemeinsam sind. 

3. Zur Ermittlung und Berechnung der Zahl der „aktiven Endnutzer“ und „ak­
tiven gewerblichen Nutzer“ wird in diesem Anhang auf das Konzept der 
„eindeutiger Nutzer“ verwiesen. Der Begriff „eindeutiger Nutzer“ umfasst 
„aktive Endnutzer“ und „aktive gewerbliche Nutzer“, die für den betreffen­
den zentralen Plattformdienst während eines bestimmten Zeitraums (d. h. ein 
Monat bei „aktiven Endnutzern“ und ein Jahr bei „aktiven gewerblichen 
Nutzern“) nur einmal gezählt werden, unabhängig davon, wie oft sie in 
diesem Zeitraum den betreffenden zentralen Plattformdienst genutzt haben. 
Dies gilt unbeschadet der Tatsache, dass dieselbe natürliche oder juristische 
Person gleichzeitig ein „aktiver Endnutzer“ oder ein „aktiver gewerblicher 
Nutzer“ verschiedener zentraler Plattformdienste sein kann. 

B. „Aktive Endnutzer“ 

1. Die Zahl der „eindeutigen Nutzer“ in Bezug auf „aktive Endnutzer“ wird 
anhand der genauesten Metrik ermittelt, die von dem Unternehmen, das 
einen der zentralen Plattformdienste bereitstellt, angegeben wird; insbeson­
dere gilt dabei Folgendes: 

a. Es ist anzunehmen, dass die Erhebung von Daten über die Nutzung von 
zentralen Plattformdiensten in Umgebungen, bei denen sich Nutzer regis­
trieren oder anmelden müssen, auf den ersten Blick das geringste Risiko 
einer Doppelerfassung birgt, beispielsweise in Bezug auf das Nutzerver­
halten über Geräte oder Plattformen hinweg. Daher müssen die Unterneh­
men aggregierte anonymisierte Daten über die Zahl der eindeutigen End­
nutzer pro zentralem Plattformdienst übermitteln, die auf Umgebungen, 
bei denen sich Nutzer registrieren oder anmelden müssen, beruhen, sofern 
solche Daten vorhanden sind. 

b. Im Falle von zentralen Plattformdiensten, die (auch) von Endnutzern 
außerhalb von Umgebungen, bei denen sich Nutzer registrieren oder an­
melden müssen, genutzt werden, übermittelt das Unternehmen zusätzlich 
aggregierte anonymisierte Daten über die Zahl der eindeutigen Nutzer des 
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jeweiligen zentralen Plattformdienstes auf der Grundlage einer alternati­
ven Metrik, die auch Endnutzer außerhalb von Umgebungen, bei denen 
sich Nutzer registrieren oder anmelden müssen, erfasst, wie Internet-Pro­
tokoll-Adressen, Cookie-Kennungen oder sonstige Kennungen wie Funk­
frequenzkennzeichnungen, sofern diese Adressen oder Kennungen objek­
tiv für die Bereitstellung der zentralen Plattformdienste erforderlich sind. 

2. Die Zahl der „monatlich aktiven Endnutzer“ muss auf der durchschnittlichen 
Zahl der Endnutzer beruhen, die während des überwiegenden Teils des Ge­
schäftsjahres monatlich aktiv waren. Die Formulierung „überwiegender Teil 
des Geschäftsjahres“ soll es Unternehmen, die zentrale Plattformdienste be­
reitstellen, ermöglichen, Ausreißer innerhalb eines gegebenen Jahres zu ver­
nachlässigen. Ausreißer sind naturgemäß Zahlen, die deutlich außerhalb der 
normalen und absehbaren Zahlen liegen. Ein Beispiel eines Ausreißers ist ein 
unvorhergesehener Anstieg oder Rückgang der Nutzung, der in einem ein­
zigen Monat des Geschäftsjahres aufgetreten ist. Zahlen im Zusammenhang 
mit jährlich auftretenden Ereignissen, wie z. B. jährlichen Verkaufsaktionen, 
sind keine Ausreißer. 

C. „Aktive gewerbliche Nutzer“ 

Die Zahl der „eindeutigen Nutzer“ in Bezug auf „aktive gewerbliche Nutzer“ 
wird gegebenenfalls auf Kontoebene bestimmt, wobei jedes einzelne gewerb­
liche Konto, das mit der Nutzung eines von dem Unternehmen bereitgestell­
ten zentralen Plattformdienstes in Verbindung gebracht wird, einen eindeu­
tigen gewerblichen Nutzer des jeweiligen zentralen Plattformdienstes dar­
stellt. Gilt der Begriff „gewerbliches Konto“ nicht für einen bestimmten 
zentralen Plattformdienst, bestimmt das relevante Unternehmen, das zentrale 
Plattformdienste bereitstellt, die Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer 
unter Bezugnahme auf das betreffende Unternehmen. 

D. „Vorlage von Informationen“ 

1. Das Unternehmen, das der Kommission gemäß Artikel 3 Absatz 3 Informa­
tionen über die Zahl der aktiven Endnutzer und aktiven gewerblichen Nutzer 
pro zentralem Plattformdienst übermittelt, ist dafür verantwortlich, die Voll­
ständigkeit und Richtigkeit dieser Informationen sicherzustellen. In diesem 
Zusammenhang gilt Folgendes: 

a. Das Unternehmen ist für die Übermittlung von Daten für den jeweiligen 
zentralen Plattformdienst verantwortlich, wobei verhindert wird, dass die 
aktiven Endnutzer und aktiven gewerblichen Nutzer untererfasst bzw. 
mehrfach erfasst werden (z. B. wenn Nutzer über verschiedene Plattfor­
men oder Geräte auf die zentralen Plattformdienste zugreifen). 

b. Das Unternehmen ist dafür verantwortlich, präzise und prägnante Erläu­
terungen zu der Methode zu geben, die angewandt wurde, um die Infor­
mationen zu erhalten, sowie zu etwaigen Risiken einer Unter- oder Mehr­
facherfassung der aktiven Endnutzer und aktiven gewerblichen Nutzer für 
den jeweiligen zentralen Plattformdienst und zu den zur Bewältigung 
dieses Risikos gewählten Lösungen. 

c. Das Unternehmen stellt Daten bereit, die auf einer alternativen Metrik 
beruhen, wenn die Kommission Bedenken hinsichtlich der Richtigkeit 
der Daten hat, die das Unternehmen, das die zentralen Plattformdienste 
bereitstellt, bereitgestellt hat. 

2. Für die Zwecke der Berechnung der Zahl der „aktiven Endnutzer“ und 
„aktiven gewerblichen Nutzer“ gilt Folgendes: 

a. Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, darf zentrale 
Plattformdienste, die zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten 
gemäß Artikel 2 Nummer 2 gehören, vor allem aufgrund der Tatsache, 
dass sie unter Verwendung unterschiedlicher Domänennamen – seien es 
länderspezifische Top-Level-Domains (ccTLD) oder generische Top-Le­
vel-Domains (gTLD) – oder geografischer Attribute erbracht werden, 
nicht als eigenständige Dienste führen. 
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b. Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, betrachtet als 
eigenständige zentrale Plattformdienste die zentralen Plattformdienste, die 
entweder von ihren Endnutzern oder ihren gewerblichen Nutzern oder von 
beiden für unterschiedliche Zwecke genutzt werden, auch wenn deren 
Endnutzer oder gewerbliche Nutzer dieselben sein können und auch 
wenn sie zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten gemäß 
Artikel 2 Nummer 2 gehören. 

c. Das Unternehmen, das zentrale Plattformdienste bereitstellt, betrachtet als 
eigenständige zentrale Plattformdienste die Dienste, die das betreffende 
Unternehmen in integrierter Weise anbietet, die 

i) aber nicht zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiensten gemäß 
Artikel 2 Nummer 2 gehören, oder 

ii) die entweder von ihren Endnutzern oder ihren gewerblichen Nutzern 
oder von beiden für unterschiedliche Zwecke genutzt werden, auch 
wenn deren Endnutzer und gewerbliche Nutzer dieselben sein können 
und auch wenn sie zur selben Kategorie von zentralen Plattformdiens­
ten gemäß Artikel 2 Nummer 2 gehören. 

E. „Besondere Begriffsbestimmungen“ 

Die nachstehende Tabelle enthält besondere Begriffsbestimmungen für „ak­
tive Endnutzer“ und „aktive gewerbliche Nutzer“ für die einzelnen zentralen 
Plattformdienste. 
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Zentrale Plattformdienste Aktive Endnutzer Aktive gewerbliche Nutzer 

Online-Vermittlungsdienste ►C1 Zahl der eindeutigen Endnutzer, die den Online-Vermittlungsdienst 
mindestens einmal im Monat genutzt haben, beispielsweise durch aktives 
Einloggen, Eingeben einer Anfrage, Klicken oder Scrollen, oder die mindes­
tens einmal im Monat eine Transaktion über den Online-Vermittlungsdienst 
abgewickelt haben. ◄ 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer, die während des gesamten Jahres 
mindestens einen Artikel bei dem Online-Vermittlungsdienst gelistet hatten 
oder die während des Jahres eine durch den Online-Vermittlungsdienst er­
möglichte Transaktion abgewickelt haben. 

Online-Suchmaschinen ►C1 Zahl der eindeutigen Endnutzer, die die Online-Suchmaschine min­
destens einmal im Monat genutzt haben, beispielsweise durch Eingeben einer 
Anfrage. ◄ 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer mit gewerblichen Internetseiten 
(d. h. Internetseiten, die im Rahmen einer geschäftlichen oder beruflichen 
Tätigkeit genutzt werden), die während des Jahres durch die Online-Such­
maschine indexiert wurden oder Teil des Indexes der Online-Suchmaschine 
waren. 

Online-Dienste sozialer Netz­
werke 

Zahl der eindeutigen Endnutzer, die den Online-Dienst eines sozialen Netz­
werks mindestens einmal im Monat genutzt haben, ►C1 beispielsweise 
durch aktives Einloggen, Öffnen einer Seite, Scrollen, Klicken, Liken, Ein­
geben einer Anfrage, Veröffentlichen von Beiträgen oder Kommentieren. ◄ 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer, deren Geschäft gelistet ist oder ein 
Geschäftskonto im Online-Dienst eines sozialen Netzwerks haben und die den 
Dienst mindestens einmal im Jahr in irgendeiner Weise genutzt haben, 
►C1 beispielsweise durch aktives Einloggen, Öffnen einer Seite, Scrollen, 
Klicken, Liken, Eingeben einer Anfrage, Veröffentlichen von Beiträgen, ◄ 
Kommentieren oder Nutzen der für Unternehmen angebotenen Instrumente. 

Video-Sharing-Plattform-Diens­
te 

Zahl der eindeutigen Endnutzer, die den Video-Sharing-Plattform-Dienst 
mindestens einmal im Monat genutzt haben, ►C1 beispielsweise durch 
Abspielen eines Segments eines audiovisuellen Inhalts, Eingeben einer An­
frage oder Hochladen eines audiovisuellen Inhalts, einschließlich ◄ ins­
besondere nutzergenerierter Videos. 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer, die während des Jahres mindestens 
einen auf dem Video-Sharing-Plattform-Dienst hochgeladenen oder abgespiel­
ten audiovisuellen Inhalt bereitgestellt haben. 

Nummernunabhängige interper­
sonelle Kommunikationsdienste 

Zahl der eindeutigen Endnutzer, die mindestens einmal im Monat eine Kom­
munikation über den nummernunabhängigen interpersonellen Kommunikati­
onsdienst eingeleitet oder in irgendeiner Weise daran teilgenommen haben. 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer, die mindestens einmal während 
des Jahres ein Geschäftskonto genutzt oder in anderer Weise eine Kommuni­
kation über den nummernunabhängigen interpersonellen Kommunikations­
dienst eingeleitet oder in irgendeiner Weise daran teilgenommen haben, um 
direkt mit einem Endnutzer zu kommunizieren. 
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Zentrale Plattformdienste Aktive Endnutzer Aktive gewerbliche Nutzer 

Betriebssysteme Zahl der eindeutigen Endnutzer, die mindestens einmal im Monat ein Gerät 
mit dem Betriebssystem, das aktiviert, aktualisiert oder genutzt wurde, ver­
wendet haben. 

Zahl der eindeutigen Entwickler, die während des Jahres mindestens eine 
Softwareanwendung oder ein Softwareprogramm, die bzw. das die Program­
miersprache oder beliebige Software-Entwicklungstools des Betriebssystems 
verwendet oder die bzw. das in irgendeiner Weise auf dem Betriebssystem 
läuft, veröffentlicht, aktualisiert oder angeboten haben. 

Virtueller Assistent Zahl der eindeutigen Endnutzer, die den virtuellen Assistenten mindestens 
einmal im Monat in irgendeiner Weise genutzt haben, beispielsweise durch 
Aktivieren, Stellen einer Frage, Zugriff auf einen Dienst durch einen Befehl 
oder Steuerung eines Smart-Home-Geräts. 

Zahl der eindeutigen Entwickler, die während des Jahres mindestens eine 
Softwareanwendung für einen virtuellen Assistenten oder eine Funktionalität 
angeboten haben, um eine bestehende Softwareanwendung durch den virtuel­
len Assistenten zugänglich zu machen. 

Webbrowser ►C1 Zahl der eindeutigen Endnutzer, die den Webbrowser mindestens 
einmal im Monat genutzt haben, beispielsweise durch Eingeben einer An­
frage oder einer Adresse einer Internetseite im URL-Eingabefeld des 
Webbrowsers. ◄ 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer, auf deren gewerbliche Internet­
seiten (d. h. Internetseiten, die im Rahmen einer geschäftlichen oder beruf­
lichen Tätigkeit genutzt werden) mindestens einmal während des Jahres über 
den Webbrowser zugegriffen wurde oder die ein Plug-in, eine Erweiterung 
oder ein Add-on zur Verwendung im Webbrowser angeboten haben. 

Cloud-Computing-Dienste Zahl der eindeutigen Endnutzer, die mindestens einmal im Monat beliebige 
Cloud-Computing-Dienste des betreffenden Betreibers von Cloud-Compu­
ting-Diensten gegen irgendeine Art von Vergütung genutzt haben, unabhän­
gig davon, ob diese Vergütung im selben Monat erfolgt. 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer, die während des Jahres beliebige 
Cloud-Computing-Dienste erbracht haben, die in der Cloud-Infrastruktur des 
betreffenden Betreibers von Cloud-Computing-Diensten gehostet sind. 

Online-Werbedienste Für Eigenverkäufe von Werbefläche: 

Zahl der eindeutigen Endnutzer, die mindestens einmal im Monat einer Wer­
beansicht ausgesetzt waren. 

Für Werbevermittlungsdienste (einschließlich Werbenetzwerke, Werbebörsen 
und sonstige Werbevermittlungsdienste): 

Zahl der eindeutigen Endnutzer, die mindestens einmal im Monat einer Wer­
beansicht ausgesetzt waren, der den Werbevermittlungsdienst ausgelöst hat. 

Für Eigenverkäufe von Werbefläche: 

Zahl der eindeutige Werbetreibende, die während des Jahres mindestens eine 
Werbeansicht angezeigt haben. 

Für Werbevermittlungsdienste (einschließlich Werbenetzwerke, Werbebörsen 
und sonstige Werbevermittlungsdienste): 

Zahl der eindeutigen gewerblichen Nutzer (einschließlich Werbetreibende, 
Herausgeber oder sonstige Vermittler), die während des Jahres über den Wer­
bevermittlungsdienst interagiert haben oder seine Dienste genutzt haben. 
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